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ZUSAMMENFASSUNG

Das Ziel der deutschen Aufienwirtschaftsforderung liegt primar in der Forderung der ein-
heimischen Wirtschaft und der Sicherung von Arbeitsplatzen. Sie wird in der offentlichen
Wahrnehmung bisher kaum mit Menschenrechten verbunden. Staaten nehmen jedoch faktisch
durch die Forderung von Exporten und Auslandsinvestitionen direkten und indirekten Einfluss
auf die Achtung, die Gewahrleistung und den Schutz von Menschenrechten im Ausland. Dies
trifft sowohl im positiven Sinne zu, etwa durch die Férderung von Entwicklung durch Direkt-
investitionen deutscher Unternehmen. Ebenso konnen aber Projekte negative soziale oder dko-
logische Konsequenzen im Zielland haben. Kommt es im Zuge derartiger Projekte zu Verstofien
gegen die Menschenrechte, so kann die Unterstiitzung durch die Auflenwirtschaftsforderung
als Beihilfe des deutschen Staates zu diesen Menschenrechtsverletzungen gewertet werden. So
betont auch der UN Sonderbeauftragte fiir Wirtschaft und Menschenrechte, John Ruggie, die

menschenrechtliche Verantwortung staatlicher Export- und Investitionsforderung.

Die vorliegende Studie nimmt vor diesem Hintergrund eine Bestandsaufnahme der men-
schenrechtlichen Kriterien fiir eine Férderung von Exporten und Direktinvestitionen vor. Wah-
rend bereits wichtige soziale und O6kologische Kriterien auf Grundlage internationaler Stan-
dards in der deutschen Auflenwirtschaftsforderung verankert sind, identifiziert die Studie kriti-
sche Bereiche aus menschenrechtlicher Perspektive und verdeutlicht mégliche Schwachstellen
existierender Verfahren zur sozial-okologischen Priifung. Hieraus werden konkrete Hand-
lungsempfehlungen fiir die deutsche Politik abgeleitet. Diese zielen im Ergebnis nicht primar
auf zusétzliche Priifkriterien und Standards, sondern vielmehr auf einen Perspektivenwechsel
zu Gunsten grundlegender Menschenrechte und ihrer effektiven Operationalisierung fiir die
Auflenwirtschaftsforderung, um so existierende Liicken zu schliefien, Risiken fiir lokale An-
spruchsgruppen und fiir Unternehmen vorzubeugen und zu einer koharenteren Menschen-

rechtspolitik der Bundesregierung beizutragen.



ABSTRACT

German export and foreign investment promotion has hardly been linked to questions of
human rights protection in public debates, especially since its primary goal is the promotion of
national industries and job creation. However, through supporting exports and foreign invest-
ments, states in fact exert direct or indirect influence on the realization and protection of human
rights abroad. This can have positive effects, for instance, where foreign direct investments con-
tribute to economic development. However, projects can also have negative social and ecologi-
cal impacts in host countries. Where these lead to human rights violations, the German gov-
ernment can be seen as being complicit by supporting such violations through instruments of
export and investment promotion. Thus, also the UN Special Representative for Business and
Human Rights, John Ruggie, emphasizes the responsibility for human rights protection with

regard to export business promotion.

Against this background, this study assesses human rights related aspects of German export
and foreign investment promotion. While the paper finds that already important social and
ecological aspects based on international standards are included, it also identifies critical areas
and gaps from a human rights perspective. Based on this, the study makes policy recommenda-
tions. Instead of focusing primarily on additional criteria and standards, it rather argues in sup-
port of a shift in perspective towards fundamental human rights and their effective operation-
alization for export and foreign investment promotion, in order to close existing gaps as well as
preventing risks for both local stakeholders and corporations. Through this approach, the study

aims at contributing to a more coherent human rights policy by the German government.
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Entstehungskontext der Studie

Die vorliegende Studie entstand im Rahmen des Leuchtturmvorhabens
,Menschenrechte, Unternehmensverantwortung und Nachhaltige Entwick-
lung”, einem vom Bundesministerium fiir Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) finanzierten Forschungsprojekt des Instituts fiir Entwick-
lung und Frieden (INEF).

Ziel dieses Projektes ist es, Unternehmen bei der Wahrnehmung ihrer men-
schenrechtlichen Verantwortung zu unterstiitzen und noch starker in Prozesse
der nachhaltigen Entwicklung einzubinden. Drei Teilprojekte behandeln die
interdependenten Ebenen Volkerrecht, freiwillige unternehmerische Verant-
wortung fiir die Menschenrechte und staatliche Regulierung mit ihren unter-
schiedlichen Funktionen in Prozessen der Bildung und Durchsetzung von

Normen.

In Teilprojekt 3 geht es um die Moglichkeiten staatlicher Steuerung fiir die
Einhaltung von Menschenrechtsstandards durch Unternehmen. Hierzu zahlt
insbesondere auch die staatliche Aufienwirtschaftsférderung, der sich die vor-

liegende Studie widmet.

Fiir weitere Informationen siehe: http://www.humanrights-business.org.
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Wir danken allen Expertinnen und Experten, die durch ihre Informationen
die Erstellung der Studie ermdglicht haben, insbesondere auch den Vertreterin-
nen und Vertretern der Interministeriellen Ausschiisse und der Privatwirtschaft
fiir ihre Informationen und Stellungnahmen zu fritheren Entwiirfen der Studie.
Unser besonderer Dank gilt zudem dem gesamten Team des Leuchtturmvorha-
bens Menschenrechte, Unternehmensverantwortung und Nachhaltige Entwick-
lung, vor allem Brigitte Hamm und Diana Burghardt fiir kritische Diskussionen

und konstruktive Vorschlage.
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Auflenwirtschaftsforderung und Menschenrechte

“Whatever other differences may exist in the world, starting
with the 1948 Universal Declaration, human rights are the
only internationally agreed expression of the entitlements that
each and every one of us has simply because we are human be-
ings. Thus, securing respect for human rights must be a cen-
tral aim of governance at all levels, from the local to the global,
and in the private sector no less than the public.”

(John Ruggie, Sonderbeauftragter des Generalsek-

retars der Vereinten Nationen fiir Wirtschaft und

Menschenrechte, Zwischenbericht, 2006).

1. Einleitung

Private wie staatliche Unternehmen handeln und investieren weltweit. Zum
Schutz vor wirtschaftlichen oder politischen Risiken konnen sie staatliche Un-
terstiitzung durch die Auflenwirtschaftsforderung mittels direkter Kredite,
Versicherungen oder Garantien fiir ihre Exporte und Investitionen erhalten.
Alle Industrielander unterstiitzen ihre Auflenwirtschaft durch entsprechende
nationale Programme. Die Auflenwirtschaftsforderung ist ein Politikfeld, das in
der offentlichen Wahrnehmung in Deutschland bisher kaum mit Menschen-
rechten in Verbindung gebracht wird, liegt doch ihr Ziel primar in der Forde-
rung der einheimischen Wirtschaft und der Sicherung von Arbeitsplatzen. Auf
der anderen Seite nehmen Staaten jedoch faktisch durch die AufSenwirtschafts-
forderung direkten und indirekten Einfluss auf die Achtung, die Gewdhrleis-
tung und den Schutz von Menschenrechten im Ausland. Besonders deutlich ist
dieser Einfluss im Falle von Exportkreditversicherungen und Investitionsgaran-
tien fiir grofle Infrastrukturvorhaben wie dem Bau von Staudammen, oder bei
Bergbau-, Erdol- und Erdgasprojekten. In der Vergangenheit ist es bei derarti-
gen Grofiprojekten immer wieder zu zum Teil gravierenden Menschenrechts-
verletzungen gekommen. Zu den besonders umstrittenen Projekten gehoren

etwa der Drei-Schluchten-Staudamm in China, der Ilisu-Staudamm in der Tiir-
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kei oder die Baku Tbilisi Ceyhan Pipeline, die von Baku in Aserbeidschan in

den tiirkischen Mittelmeerhafen Ceyhan fiihrt.

Staatliche und internationale Unterstiitzung fiir potenziell umweltschadliche
und menschenrechtsverletzende Projekte ist insbesondere seit den 1990er Jah-
ren stark in die Kritik von Nichtregierungsorganisationen (NRO) geraten. So-
wohl einige privatwirtschaftliche Unternehmen und Banken als auch multilate-
rale Entwicklungsbanken wie die Weltbank haben reagiert, indem sie freiwilli-
ge Verhaltensrichtlinien (Codes of Conduct) mit 6kologischen, sozialen und men-
schenrechtlichen Kriterien fiir ihre Aktivitdten entwickelt haben. So verabschie-
dete die Weltbank bereits in den 1990er Jahren Leitlinien (Safeguard Policies) fiir
die Beachtung von Umwelt- und Sozialstandards in den von ihr durchgefiihr-

ten oder geforderten Vorhaben.

Auch die Exportkreditagenturen (Export Credit Agencies, ECAs) haben rea-
giert. Abgesehen von der US-amerikanischen Ex-Im Bank, die bereits 1994 auf
Druck von NRO und einzelnen Kongressabgeordneten Umweltrichtlinien ent-
wickelt hatte, haben die ECAs Ende der 1990er Jahre begonnen, Umweltleitli-
nien zu entwickeln. Innerhalb der OECD haben sie sich auf , gemeinsame He-
rangehensweisen bei der Beriicksichtigung von Umweltaspekten bei staatlich
geforderten Exportkrediten” (Revised Recommendation on Common Approaches on
the Environment and Officially Supported Export Credits, nachfolgend kurz: Com-
mon Approaches) fir die Priiffung von Antragen auf Exportkreditdeckungen
geeinigt. Diese Leitlinien dienen primér der Uberpriifung umweltrelevanter

Aspekte, enthalten aber auch soziale Kriterien.

Innerhalb der Vereinten Nationen (VN) findet zurzeit ein Klarungsprozess
iiber die Verantwortung und Verpflichtung von Wirtschaftsunternehmen fiir
die Respektierung der Menschenrechte statt. Nach dreijahriger Tatigkeit hat der
Sonderbeauftragte der VN fiir Wirtschaft und Menschenrechte, John Ruggie, in

seinem Bericht an den Menschenrechtsrat ein Konzept vorgeschlagen, das auf
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den drei Prinzipien der Schutzpflicht des Staates, der Verantwortung der Wirt-
schaftsunternehmen zur Respektierung der Menschenrechte und dem verbes-
serten Zugang der Opfer zu Rechtsmitteln (protect, respect, remedy) beruht (Uni-
ted Nations 2008a). Ruggie ist durch den Menschenrechtsrat mandatiert, bis
2011 dieses Konzept zu operationalisieren. Es zeichnet sich ab, dass die Ergeb-
nisse dieses Prozesses auch neue Impulse fiir die Frage der Verkniipfung von
Auflenwirtschaftsforderung und Menschenrechten geben werden und dazu
beitragen konnten, das Thema Menschenrechte auf die Agenda der Exportkre-
ditagenturen zu heben. So betont Ruggie hinsichtlich moglicher Inkoharenzen

staatlicher Menschenrechtspolitik:

“(...) [Export credit agencies (ECAs)] finance or guarantee exports and in-
vestments in regions and sectors that may be too risky for the private sector
alone. ECAs may be State agencies or privatized, but all are mandated by the
State and perform a public function. Despite this State nexus, however, rela-
tively few ECAs explicitly consider human rights at any stage of their involve-

ment” (United Nations 2008a: 12).

Bisher bilden Menschenrechte in den Bewilligungsverfahren fiir Exportkre-
ditversicherungen und Investitionsgarantien der meisten Industrielander keine
expliziten Entscheidungskriterien. Dies beginnt sich zu dndern, insbesondere
seit NRO international vernetzt auf Menschenrechtsverletzungen bei Projekten,
die durch Instrumente der Auflenwirtschaftsforderung gestiitzt werden, auf-
merksam machen und die Einhaltung von Umwelt-, Sozial- und Menschen-
rechtsstandards fordern (vgl. etwa Strecker 1997). Insbesondere Umweltstan-
dards, aber auch grundlegende Sozialstandards sind in den letzten Jahren als
Bestandteil des Entscheidungsprozesses in der bundesdeutschen Aufienwirt-

schaftsforderung etabliert worden.

Wenn der Menschenrechtsschutz auch nicht das erklarte Ziel der Aufden-
wirtschaftsforderung ist, so stellt sich dennoch die Frage, inwieweit sie mit dem

umfassenden Bekenntnis Deutschlands zum Schutz und zur Gewdéhrleistung
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der Menschenrechte konform ist. So betont das Bundesministerium fiir Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im aktuellen Entwick-
lungspolitischen Aktionsplan fiir die Menschenrechte auch das Bemiithen um
eine kohdrente Menschenrechtspolitik tiber die Ressortgrenzen hinweg (BMZ
2008: 17). Eine solche Kohidrenz erfordert damit auch eine Uberpriifung der

Auflenwirtschaftsforderung aus menschenrechtlicher Perspektive.

Die vorliegende Studie nimmt eine kritische Bestandsaufnahme der deut-
schen Auflenwirtschaftsforderung vor und entwickelt Handlungsempfehlun-
gen fiir eine konsequentere Verankerung der Menschenrechte in den Forderin-

strumenten.

Die Arbeit basiert auf Dokumentenanalysen und Gesprachen mit Expertin-
nen und Experten. Zentrale Informationsquellen sind dabei die Veroffentli-
chungen der Mandatare fiir die Abwicklung der Aufienwirtschaftsférderung
der Bundesrepublik Deutschland sowie des Bundesministeriums fiir Wirtschaft
und Technologie (BMWi). Die Informationen zu ECAs! anderer Lander basie-
ren auf Angaben in den OECD-Umfragen zur Umsetzung der Umwelt- und
Korruptionsleitlinien fiir Exportkreditagenturen aus den Jahren 2005 und
2008/2009 (OECD 2005, 2009a, 2009b), der Auswertung der Informationen ihrer
Internetseiten sowie Veroffentlichungen verschiedener NRO. Beziiglich der
Exportforderung in den USA und Kanada wurden Fragen zu den Menschen-
rechtskriterien und der Transparenz der Informationen in Telefoninterviews
mit den Vertreterinnen und Vertretern der ECAs und per E-Mail mit nationalen

Mitgliedern des transnationalen NRO-Netzwerkes ECA Watch vertieft.

1 Im Weiteren wird dem internationalen Sprachgebrauch folgend vereinfacht
von Export Credit Agencies (ECAs) / Exportkreditagenturen gesprochen,
auch wenn Investitionsgarantien und andere Instrumente zum Portfolio ge-
horen.
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Gesprache wurden in Deutschland mit Vertreterinnen und Vertretern der
Interministeriellen Ausschiisse (IMA) fiir Exportkredite und Investitionsgaran-
tien, den Mandataragenturen, NRO sowie Vertretern der Privatwirtschaft ge-

fiihrt.

Um zu konkreten Empfehlungen zu kommen, werden folgende zentrale

Fragen geklart:

1) Wie verkniipft Deutschland bisher die Instrumente der Auflenwirt-
schaftsforderung mit 6kologischen, sozialen und menschenrechtlichen
Standards?

2) Welche Liicken bestehen aus menschenrechtlicher Perspektive?

3) Welche zentralen Herausforderungen und Zielkonflikte bestehen fiir
eine bessere Verankerung der Menschenrechte?

4) Welche Reformansitze gibt es in der internationalen Debatte?

5) Welche Bindung von Instrumenten der Aufienwirtschaftsférderung an

menschenrechtliche Standards erscheint in Deutschland praktikabel?

Nachdem in Kapitel 2 zunachst der Zusammenhang zwischen Aufienwirt-
schaftsforderung und staatlicher Verantwortung fiir die Menschenrechte erlau-
tert wird, fithrt Kapitel 3 in das politische Instrumentarium der deutschen Au-
Benwirtschaftsforderung ein und geht dabei insbesondere auf die jeweiligen
Potenziale und Grenzen des menschenrechtlichen Einflusses der Forderinstru-
mente ein. Kapitel 4 analysiert im Anschluss die bestehenden sozialen und 6ko-
logischen Kriterien fiir die Gewdhrung von Exportkredit- und Investitionsga-
rantien. Kapitel 5 diskutiert vor diesem Hintergrund unterschiedliche Ansitze
zur Reform der Aufienwirtschaftsférderung, die in der internationalen Debatte
sowie teilweise bereits in der Politik anderer Lander zu beobachten sind. Kapi-
tel 6 reflektiert zentrale Herausforderungen einer starkeren Verankerung der
Menschenrechte. Abschlieffend werden Handlungsempfehlungen an die deut-

sche Politik abgeleitet.
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2. Auflienwirtschaftsférderung als Teil der
staatlichen Verantwortung fiir die Men-
schenrechte

Das Internationale Menschenrechtsregime basiert im Wesentlichen auf dem
Recht des Individuums auf Schutz vor der Verletzung seiner Rechte und der
Pflicht der Staaten, diesen Schutz zu gewéhrleisten. Dies impliziert die Pflichten
zur Achtung, zur Gewihrleistung und zum Schutz von Rechten durch den
Staat und beinhaltet damit auch die Verantwortung der Staaten fiir die Verhin-
derung von Verstolen gegen die Menschenrechte durch Wirtschaftsunterneh-
men und andere private Akteure (Hortreiter 2007: 48). Trotz des weitreichen-
den Bekenntnisses vieler Staaten zu dieser Verantwortung durch internationale
Vertrage bleibt ihre praktische Umsetzung vielfach mangelhaft, eine Tatsache,
die vor allem in vielen Entwicklungs- und Schwellenlandern nach wie vor viru-

lent ist.

Eine effektive Umsetzung menschenrechtlicher Verpflichtungen im Hinblick
auf das Handeln privater Akteure steht insbesondere vor dem Hintergrund der
wirtschaftlichen Globalisierung vor groflen Herausforderungen. In vielen Staa-
ten fithren sowohl fehlende Kapazititen als auch mangelnder politischer Wille
zu einem unzureichenden Schutz der Menschenrechte. Transnational agierende
Unternehmen bewegen sich daher haufig in Regionen und Strukturen, in denen
Menschenrechte missachtet werden. Hierbei kommt es immer wieder zu indi-
rekter Akzeptanz oder gar aktiver Ausnutzung und Unterstiitzung derartiger
Strukturen seitens privater Unternehmen. Sowohl die Verwicklung in men-
schenrechtliche Skandale wie etwa der Hinrichtung des Biirgerrechtlers Ken
Saro-Wiwa in Nigeria 1995 als auch ausbeutende Produktionsbedingungen, vor
allem in Entwicklungs- und Schwellenlandern, haben immer wieder zu Vor-
wiirfen der passiven Billigung oder der aktiven Beteiligung privater Unterneh-

men an Menschenrechtsverletzungen gefiihrt.
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Nachdem der Versuch einer verbindlichen Regulierung unternehmerischen
Handelns im Hinblick auf den Schutz der Menschenrechte in Form der Draft
Norms on the Responsibilities of Transnational Corporations and Other Business En-
terprises with Regard to Human Rights (UN EcoSoc 2003) zunidchst scheiterte, er-
nannte der VN-Menschenrechtsrat John Ruggie 2005 zum Sonderbeauftragten
des Generalsekretars fiir das Thema Wirtschaft und Menschenrechte, um die
Verantwortung der Privatwirtschaft fiir die Menschenrechte eingehender zu

priifen.

Im Rahmen seines Mandats versucht Ruggie insbesondere zu klaren, welche
Aufgaben dem Staat gegeniiber der global agierenden Privatwirtschaft fiir den
Schutz und die Gewdhrleistung der Menschenrechte zukommen. In seinem
Bericht an den Menschenrechtsrat (United Nations 2008a) stellt er ein Konzept

vor, das im Wesentlichen auf drei Saulen beruht:

e Der Pflicht der Staaten, die Menschenrechte vor Verletzungen durch
Dritte, inklusive Unternehmen, durch eine addquate Politik, Regulie-

rung und Gesetz zu schiitzen (state duty to protect);

e Der Verantwortung der Unternehmen, die Menschenrechte zu respek-

tieren (responsibility to respect);

e Der Notwendigkeit des Zugangs fiir Opfer von Menschenrechtsverlet-

zungen zu Rechtsmitteln und Wiedergutmachung (access to remedy).

Das Konzept des VN-Sonderbeauftragten stellt damit die staatliche Schutz-
pflicht in den Mittelpunkt. Ruggie fordert auf Grundlage der menschenrechtli-
chen Vertrdge von den Staaten die Ausiibung ihrer Sorgfaltspflicht (due diligen-
ce) gegeniiber den Aktivititen von Wirtschaftsunternehmen. Entscheidend ist
hierbei die Aufgabe einer genauen Definition dieser Pflicht, um ihre Reichweite
festzulegen und eine effektive Umsetzung politisch méglich zu machen. Ange-
sichts des vielfach mangelhaften Menschenrechtsschutzes in Entwicklungs- und
Schwellenldandern zielt die aktuelle Debatte damit vor allem auch auf die Ver-
antwortung der OECD-Staaten sowie zusatzlich der emerging market Lander,

hier insbesondere China, fiir menschenrechtskonformes Handeln ,,ihrer” global
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agierenden Unternehmen. Eine zentrale Frage ist vor diesem Hintergrund, in-
wieweit Verstofle gegen die Menschenrechte durch Wirtschaftsunternehmen
bei ihren Aktivitaten auSerhalb der Landesgrenzen von der staatlichen Schutz-
pflicht des ,Heimatstaats” der Unternehmen erfasst werden. Die Reichweite
dieser Verantwortung wird im Volkerrecht kontrovers diskutiert (vgl. Weber
2009; von Bernstorff 2010) und soll in dieser Studie nicht weiter thematisiert
werden. Fiir die Frage des Zusammenhangs der staatlichen Verantwortung fiir
die Menschenrechte und der deutschen Aufsenwirtschaftsforderung lassen sich
aber bereits wichtige Schliisse aus der Debatte ziehen. Bei einer staatlichen Un-
terstiitzung privater Unternehmen in Form von Aufienwirtschaftsforderung
handelt es sich um eine aktive Einflussnahme durch den Staat. Verstofit ein
Gastland, etwa durch mangelnde Regulierung von sozialen und 6kologischen
Bedingungen, gegen die menschenrechtliche Schutzpflicht und kommt es im
Zuge dieser Vernachlassigung zu Verstofien gegen Menschenrechte durch aus-
landische Unternehmen, so kann die aktive Forderung dieser Unternehmen
durch Ausfuhrgewéhrleistungen des Bundes als Beihilfe der Bundesrepublik zu
diesen Menschenrechtsverletzungen des Gastlandes gewertet werden (von

Bernstorff 2010; vgl. Halifax Initiative 2007).

Die Voraussetzung fiir das gewohnheitsrechtlich anerkannte Verbot der
Beihilfe wurde durch die UN International Law Commission in Art. 16 der Draft
Articles on the Responsibility of States for Internationally Wrongful Acts (ILC 2001)
definiert. Beihilfe oder Unterstiitzung eines volkerrechtswidrigen Aktes eines

Staates ist dann gegeben, wenn folgende Bedingungen erfiillt sind:

1. wenn die Handlung unter Kenntnis der Umstidnde der volkerrechts-
widrigen Handlung des Gaststaates geschieht (z.B. einer Schutzrechts-
verletzung des Gastlandes durch unzureichende Regulierung von Sozi-

al- und Arbeitsstandards);

2. die Handlung einen nicht unerheblichen Beitrag zur Unterstiitzung der
Menschenrechtsverletzung darstellt;
3. die Handlung dabei im Wissen um die Verletzung durch den Gaststaat

stattfindet;
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4. wenn die Handlung einen rechtswidrigen Akt dargestellt hétte, wenn
der Handelnde die Primarverletzung selbst begangen hatte (United Na-
tions 2005: Art.16; vgl. von Bernstorff 2010).

Die Definition des Staates als handelnder Akteur erstreckt sich dabei auf alle
Organe der Legislative, Judikative und Exekutive (ILC 2001: Art. 4 Abs. 1) so-
wie dariiber hinaus auf alle Personen oder Organisationen, die keine Staatsor-
gane im Sinne von Artikel 4 sind, die jedoch nach dem Recht des betreffenden
Staates erméchtigt sind, hoheitliche Befugnisse auszuiiben (Art. 5). Das Verhal-
ten ist dann ,,als Handlung eines Staates im Sinne des Volkerrechts zu werten,
wenn die Person oder Personengruppe dabei faktisch im Auftrag oder unter
der Leitung oder Kontrolle dieses Staates handelt” (Art. 8). Exportkreditagentu-
ren, selbst wenn sie in privatwirtschaftlichen Handen liegen, sind demnach

staatlich handelnde Organe im Sinne des Volkerrechts.

Auflenwirtschaftsforderung in Form von Ausfuhrdeckungen kann in diesem
Sinne als ,nicht unerheblicher Beitrag” verstanden werden (von Bernstorff
2010; Keenan 2008: 7). So fithren auch McCorquodale und Simons (2007: 613) als
Beispiele fiir eine mogliche Mittédterschaft bei volkerrechtswidrigem Handeln

ECA-gestiitzte Projekte wie die Baku Tbilisi Ceyhan Pipeline an:

“Therefore, states which have provided financial backing for these projects
through their ECAs to corporate nationals involved (such as BP and Chevron),
may be found to be complicit in a host state’s internationally wrongful act (i.e. a
violation of its human rights obligations) in relation to respecting and protect-
ing the international human rights of persons affected by the consortium activi-

ties.”

Eine Erfiillung der Sorgfaltspflicht, etwa auch in der Aufienwirtschaftsférde-
rung (United Nations 2008a: 6), umfasst nach Ruggie alle Schritte, die notwen-
dig sind, um Menschenrechtsverletzungen vorzubeugen und eventuelle Scha-

digungen zu vermeiden. Dabei bezieht er sich auf die Allgemeine Erkldarung
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der Menschenrechte, den Internationalen Pakt {iber biirgerliche und politische
Rechte (IPbpR, Zivilpakt), den Internationalen Pakt {iber wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte (IPwskR, Sozialpakt) und die Kernarbeitsnormen der

Internationalen Arbeitsorganisation (ILO).

Unternehmen sollten laut Ruggie (United Nations 2008a: 17) bei der Priifung
von Wirtschaftsvorhaben in einem anderen Land mindestens drei grundsatzli-

che Faktoren beriicksichtigen, um ihrer Sorgfaltspflicht geniige zu tun:

e die Situation in dem Land, in dem die Aktivitdten durchgefiihrt wer-
den,
e die potenziellen und aktuellen Menschenrechtsauswirkungen, die
durch die Aktivitaten im Vorhaben zu erwarten sind sowie
e den lokalen oder regionalen Kontext, in dem die Aktivitaten stattfinden
werden.
Im Rahmen der staatlichen Auflenwirtschaftsforderung miisse die zustandi-
ge ECA die Erfiillung der unternehmerischen Sorgfaltspflicht zur Vorausset-

zung fiir eine Forderung machen (United Nations 2008a: 12).

Vor diesem Hintergrund lasst sich zunachst festhalten, dass die Debatte um
Auflenwirtschaft und Menschenrechte nicht nur die Frage politischer Praferen-
zen, sondern dariiber hinaus jene der praktischen Umsetzung von Rechtspflich-
ten aus internationalen Menschenrechtsvertrdgen tangiert. Im Mittelpunkt steht

dabei die Staatenpflicht Deutschlands.

Im Folgenden wird die deutsche Aufienwirtschaftsforderung behandelt.
Zum einen wird dabei kurz auf die institutionelle Verankerung und damit die
wesentlichen Akteure und Entscheidungstridger eingegangen, zum anderen
aber auch der Frage nachgegangen, wie die wichtigsten Instrumente hinsicht-
lich ihres Einflusspotenzials auf die Menschenrechte im Ausland zu werten

sind.
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3. Die deutsche Politik der Aufienwirtschafts-
forderung

Deutschland hat im Jahre 2008 Waren im Wert von 995 Mrd. EUR (2007: 969
Mrd. EUR) exportiert (Statistisches Bundesamt 2009). Der Exporthandel findet
iiberwiegend mit Industrielandern statt, allein 64,8 Prozent gingen in Mitglieds-
staaten der EU, tiber 75 Prozent an Industrielander. Der Anteil der Schwellen-
und Entwicklungslander am deutschen Exportgeschift ist demzufolge eher
gering, wobei mit Brasilien, Russland, Indien und China (BRIC-Staaten) ein
standiges Wachstum zu verzeichnen ist. Die wichtigsten Branchen im Exportbe-

reich sind die Bauindustrie und der Anlagenbau (Industrie- und Groflanlagen).

Bei Auslandsgeschiften mit finanzschwachen Abnehmern bzw. grofien poli-
tischen Risiken sind deutsche Exporteure haufig auf staatliche Forderung an-
gewiesen (Schaltegger et al. 2009). Im Regelfall wird die Exportfinanzierung
von Geschéftsbanken tibernommen. Wenn aber der Umfang der zu versichern-
den Risiken zu grof§ wird oder aber das politische Risiko der privaten Versiche-
rungswirtschaft zu hoch erscheint und damit {iber den privaten Versiche-
rungsmarkt keine Deckung verfligbar ist, kann dies durch eine staatliche Aus-
fuhrgewahrleistung abgedeckt werden. Diese wird jedoch nur subsididr verge-
ben, um die Konkurrenz mit der privaten Versicherungsindustrie zu vermei-

den.

Zur Forderung der Aufienwirtschaft stehen der Bundesregierung neben der
diplomatischen Unterstiitzung, der Beratung deutscher Unternehmen und der
Messepolitik im Wesentlichen drei Instrumente zur Verfiigung;:

e Exportkreditgarantien (Hermesdeckungen),
e Investitionsgarantien und

e Garantien fiir ungebundene Finanzkredite (UFK).
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Im Rahmen dieser Studie werden lediglich Hermesdeckungen und Investiti-
onsgarantien naher betrachtet. Wenn UFK auch ein wichtiges Instrument dar-
stellen, so macht ihr Umfang im Verhaltnis zur gesamten Auflenwirtschaftsfor-
derung nur 1,6 Prozent aus. Da eine detaillierte Beurteilung moglicher men-
schenrechtlich relevanter Aspekte und die Entwicklung politischer Handlungs-
empfehlungen eine genauere Differenzierung nach Instrumenten verlangt, kon-
zentriert sich die Studie auf die beiden anteilig wichtigeren Instrumente der

Hermesdeckungen und der Investitionsgarantien.

3.1 Organisation und Struktur der Entscheidung

Mit der Priifung und Abwicklung der Instrumente sind als sogenanntes
Mandatarkonsortium die Euler Hermes Kreditversicherungs-AG (Euler Her-
mes) und die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprii-
fungsgesellschaft (PwC) beauftragt. Uber Grundsatzfragen und alle groferen
Deckungsantrédge entscheidet fiir jedes Forderinstrument ein Interministerieller
Ausschuss (IMA), in dem unter der Leitung des BMWi das Auswartige Amt,
das Bundesministerium der Finanzen und das BMZ vertreten sind. Neben den
Ministerien und den Mandataren gibt es eine beratende Beteiligung von Sach-
verstandigen, die zurzeit den Bundesrechnungshof, die Kreditanstalt fiir Wie-
deraufbau (KfW), die AKA Ausfuhrkreditgesellschaft mbH, sowie zwdlf auf
drei Jahre ad personam ernannte Vertreterinnen und Vertreter aus der Industrie,

den Banken und dem Ausfuhrhandel umfasst.

Rechtliche Grundlage fiir die Gewéhrleistung von Biirgschaften und Garan-
tien ist die Erméachtigung durch das Haushaltsgesetz. Hiermit wird das Bun-
desministerium der Finanzen ermdichtigt, Biirgschaften, Garantien und andere

Gewihrleistungen in einem durch das Parlament bestimmten Volumen zu ii-
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bernehmen.2 Dies gilt fiir forderungswiirdige Ausfuhren oder solche, an deren
Durchfithrung ein besonderes staatliches Interesse seitens der Bundesrepublik
besteht. Sowohl die Forderungswiirdigkeit als auch das besondere Interesse
werden relativ weit ausgelegt. So ziehen Scheibe et al. (2009: Abs.81b) den
Schluss, dass ,,auch ohne Vorliegen besonderer Umstédnde ein Exportgeschaft
forderungswiirdig ist, weil die Exportwirtschaft fiir ein Land wie die Bundes-
republik Deutschland von herausragender gesamtwirtschaftlicher Bedeutung
ist.” Es muss daher kein positiver Nachweis fiir eine Forderungswiirdigkeit
erbracht werden, sondern es wird vielmehr von einer Forderungswiirdigkeit
ausgegangen, solange dem Geschift keine wichtigen Interessen der Bundesre-
publik entgegenstehen (vgl. Schilling 2008: 9; Junker 2009: 29). Die Beteiligung
des Bundestages ist durch Art. 115 Abs. 1 des Grundgesetzes vorgegeben, der
durch einen gesetzlichen Vorbehalt die Vorbelastung zukiinftiger Haushalte
einer parlamentarischen Kontrolle unterzieht. Der Einfluss des Parlaments auf
die Aufienwirtschaftsférderung beschrankt sich damit auf die Zustimmung
zum Gesamtvolumen der Gewéhrleistungen und Biirgschaften, welche durch
die Regierung in Anspruch genommen werden kénnen. Der Haushaltsaus-
schuss wird regelmifsig vom Finanzministerium durch Verschlusssachen iiber
»~Gewdhrleistungen von grundsétzlicher Bedeutung” mit einem Obligo von
iiber einer Milliarde Euro vor Garantieiibernahme informiert. Dariiber hinaus
liegt die Entscheidung iiber zu fordernde Exporte, Projekte und Investitionen
auf Seiten der Exekutive, dem jeweiligen IMA. Die Grundlage fiir diese Ent-
scheidungen bilden die Verwaltungsrichtlinien iiber die Ubernahme von Aus-
fuhrgewéhrleistungen (1983, aktuelle Fassung vom 22.2.2008). In das Entschei-
dungsverfahren sind die unterschiedlichen Ressorts der IMA in einem abge-
stuften Verfahren eingebunden. Wiahrend die Federfithrung auf Seiten des

Bundes das BMWi innehat, werden Entscheidungen innerhalb der IMA grund-

2 Die Erméchtigung umfasste 2008 einen Rahmen von 117 Mrd. EUR fiir die
Gewdihrleistung von Ausfuhren (Hermes Deckungen oder staatliche Export-
kreditversicherungen), 40 Mrd. EUR fiir die Gewahrleistung anderer aufien-
wirtschaftlicher MafSnahmen (Direktinvestitionen und ungebundene Finanz-
kredite) und 2,3 Mrd. EUR fiir Verbundfinanzierungen mit der finanziellen
Zusammenarbeit (FZ).
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sdtzlich im Einvernehmen getroffen. Das BMZ kann somit regelméafiig auch
entwicklungspolitische Interessen der Bundesregierung in die Arbeit der Aus-

schiisse einbringen.

3.2 Internationale Rahmenvereinbarungen

Die deutsche Aulenwirtschaftsférderung ist eingebettet in eine Reihe inter-
nationaler Institutionen und Abkommen, die den nationalen politischen Hand-
lungsspielraum wesentlich beeinflussen. Diese Vereinbarungen umfassen so-
wohl spezielle diplomatische Absprachen zur Auflenwirtschaftsforderung als
auch allgemeine Welthandelsvereinbarungen. Nur drei dieser Vereinbarungen
werden im Folgenden kurz dargelegt, da sie fiir das Verstandnis der Veranke-
rung sozial-okologischer Kriterien in der deutschen Forderungspolitik beson-

ders relevant sind.

3.2.1 Arrangement on Officially Supported Export Credits

Das Arrangement wurde 1978 als freiwilliges Gentlemen’s Agreement von eini-
gen Mitgliedslandern der OECD ausgehandelt (OECD 2009c). Ziel war es, die
Konkurrenz unter den Exportkreditagenturen zu verringern, da in den 1960er
und 1970er Jahren der Wettstreit um Exportmarkte zu einer Ausweitung von
Exportsubventionen in den Industrielindern gefiihrt hatte. Inhalte des Arran-
gements sind die Finanzbedingungen, unter denen Exportkredite und Garantien
vergeben werden® sowie branchenspezifische Vereinbarungen, die sich u.a. mit
der Unterstiitzung der zivilen Luftfahrt, Atomkraft oder erneuerbarer Energien
befassen. Uber die Umsetzung wachen die Mitglieder der Participants Group to

the Arrangement. Darin vertreten sind Australien, Kanada, die EU*, Japan, Ko-

3 Diese umfassen u.a. den Mindestzinssatz, die Definition des Lokalkostenan-
teils und die Festlegung der Mindestpramien fiir politisches Risiko.

¢ Die Mitgliedsstaaten der EU sind durch die Council Working Group for Export
Credits vertreten. In dieser Arbeitsgruppe, die sich monatlich trifft, sind die
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rea, Neuseeland, Norwegen, die Schweiz und die USA (Stand: August 2009).
Neue Mitglieder konnen nur auf Einladung der derzeitigen Mitglieder aufge-
nommen werden. Generell sind die OECD-Mitgliedstaaten im Bereich der Au-
Benwirtschaftsférderung bestrebt, neue Lander, vor allem die BRIC-Staaten, in
die existierenden internationalen Rahmenbedingungen starker einzubinden,
um eine grofiere Harmonisierung zugunsten eines fairen Wettbewerbs zu er-
moglichen. Bisher umfasst das Arrangement jedoch vor allem den Kreis der
wichtigsten Industrielinder, in dem weitgehende finanzpolitische Entschei-
dungen tiiber die Bedingungen fiir Kredite und gebundene Entwicklungshilfe>

getroffen werden.

Obwohl das Arrangement prinzipiell freiwilliger Natur ist, ist es fiir die Pra-
xis der Exportkreditagenturen von grofier Bedeutung (Cserer 2008: 37, Harmon
et al 2005: 17-19), insbesondere da Vorgaben der Participants Group to the Arran-
gement vom EU-Rat regelméfiig in Gemeinschaftsrecht iiberfiihrt und somit fiir

die EU-Mitgliedstaaten verbindlich werden (European Commission o. D.).

3.2.2 Vereinbarungen auf Ebene der Export Credit Group der
OECD

Die OECD sieht ihre Rolle in erster Linie in der Unterstiitzung und Entwick-
lung von “most generous financial terms and conditions for officially supported export
credits” (OECD o. D.). Durch Diskussion und Koordination soll ein Rahmen
geschaffen werden, der Exporteuren gleiche Ausgangsbedingungen im Zugang
zu Offentlichen Garantien und Biirgschaften ermoglichen und Wettbewerbsver-

zerrungen und Subventionen durch ECAs vermeiden soll.

fiir AuSenwirtschaftsféorderung zustandigen Ministerien der Mitgliedslander
meist begleitet durch die ECAs vertreten.

5 Bei der gebundenen Entwicklungshilfe ist das Empfangerland an die Beauf-
tragung von Unternehmen des Geberlandes gebunden.
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Innerhalb der OECD befasst sich die ,Working Party on Export Credits and
Credit Guarantees” (Export Credit Group, ECG) mit der Regulierung der Auflen-
wirtschaftsforderung. Die ECG wurde bereits 1963 gebildet und besteht aus den
fiir die AuSenwirtschaftsforderung zustandigen Ministerien der OECD-Lander,
die von Vertretern der ECAs begleitet werden. Im Unterschied zur Participants
Group to the Arrangement ist die ECG Teil der OECD. Wahrend finanzpolitische
Fragestellungen von der Participants Group bearbeitet werden, gehoren die Er-
arbeitung gemeinsamer Leitlinien, die Verbesserung der Kooperation unter den

ECAs und die Evaluierung der ECA-Politiken zu den Aufgaben der ECG.

In ihren Kompetenzbereich fallen die Koordination und Revision der Com-
mon Approaches und des Action Statement on Bribery and Officially Supported Ex-
port Credits fiir Exportkredite und Exportkreditgarantien. Auflerdem ist die
ECG zustéandig fiir die Umsetzung der im April 2008 beschlossenen Principles
and guidelines to promote sustainable lending practices in the provision of official ex-
port credits to low-income countries (OECD 2008), die zur Vermeidung der Uber-
schuldung von Niedrigeinkommensldandern beitragen sollen. Des Weiteren hat
die ECG eine Arbeitsgruppe von ,Environmental Practitioners” eingerichtet, de-
ren Mandatierung der Bildung eines an der Praxis orientierten Erfahrungs-
schatzes (,body of experience”) zu den existierenden Umweltleitlinien fiir Ex-
portkreditgarantien dient. Die in den Common Approaches erfassten Umweltleit-
linien sind von zentraler Bedeutung fiir die Beriicksichtigung der Menschen-

rechte in der Auflenwirtschaftsforderung. Sie werden in Kapitel 4 behandelt.

3.2.3 Berne Union

Waihrend die internationalen Rahmenbedingungen der OECD primaér die
Exportkreditgarantien des Bundes erfassen, stellt die International Union of Cre-
dit and Investment Insurers (Berne Union) eine weltweite Organisation nationaler
Agenturen fiir Exportkreditversicherungen und Investitionsgarantien dar, der
sowohl staatliche wie nicht-staatliche Institutionen angeschlossen sind. Sie

wurde bereits 1934 mit dem Ziel gegriindet, die Kooperation zwischen den
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ECAs zu verbessern und die Rivalitaten zwischen ihnen abzubauen. Sowohl

Euler Hermes als auch PwC sind damit Mitglied der Berne Union.

Die Leitsdtze der Union sind im Value Statementé niedergelegt. Es umfasst
zehn Prinzipien, in denen sich die Mitglieder auf eine umweltvertragliche Poli-
tik (Prinzip 6), die Bekimpfung von Korruption und Geldwasche (Prinzip 7)
und die Entwicklung von Best-Practice-Beispielen (Prinzip 8) zur Umsetzung

der Standards und Verfahren verpflichten.

3.24 Zusammenfassung

Zusammenfassend kann hinsichtlich der vorgestellten internationalen Rah-
menvereinbarungen festgehalten werden, dass insbesondere die OECD fiir die
Verankerung sozial-6kologischer Kriterien und ihre Weiterentwicklung von
grofler Bedeutung ist. Sie umfasst einerseits die wichtigsten Industrieldnder,
andererseits haben die innerhalb der OECD beschlossenen Vereinbarungen
einen hohen Stellenwert und sind prédgend fiir die entsprechenden nationalen
Politiken. Die Umweltleitlinien der OECD bilden den Kern der sozialen und

okologischen Kriterien der Exportforderung in Deutschland.

Es ergibt sich aus dem hohen Maf§ an Harmonisierung allerdings auch ein
wettbewerbspolitisches Dilemma. Wirtschaftlich aufstrebende Schwellenldnder,
die nicht der OECD angehoren, insbesondere China, werden bisher nicht von
den Harmonisierungsbestrebungen der OECD erfasst. Dies fiihrt teilweise zu
grofien Herausforderungen durch geringere soziale und 6kologische Standards
in diesen Landern. Vor dem Hintergrund des globalen Wettbewerbs ist eine

Weiterentwicklung sozial-okologischer Standards innerhalb der OECD damit

¢ We are committed to operate in a professional manner that is financially re-
sponsible, respectful of the environment and which demonstrates high ethical
values - all in the best interest of the long-term success of our industry”
(Berne Union 2009)
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zunehmend erschwert.” Dieses Problem wird in der Diskussion zentraler Her-
ausforderungen fiir eine starkere Verankerung menschenrechtlicher Standards

in Kapitel 6 aufgegriffen.

3.3 Die Forderinstrumente und ihre potenzielle Relevanz fiir die

Menschenrechte im Zielland

Im Folgenden werden die Instrumente der Exportkredit- und der Investiti-
onsgarantien eingehender behandelt. Schwerpunkt bilden hierbei weniger die
Details der wirtschaftlichen Ausgestaltung, sondern der generelle Charakter
der geforderten Geschafte und der potenzielle Beitrag, den die jeweiligen For-
derinstrumente zu menschenrechtlich relevanten Unternehmensaktivitdten im
Ausland leisten. Wenn auch die geforderten Export- und Investitionsgeschafte
sehr unterschiedlich sind und im Rahmen dieser Studie nicht erschépfend dif-
ferenziert werden konnen, so lassen sich dennoch einige wesentliche Unter-
schiede im Einflusspotenzial fiir die Menschenrechte ausmachen, die im Fol-

genden aufgezeigt werden sollen.

3.3.5 Exportkreditgarantien des Bundes (Hermesdeckungen)

Mit Hilfe der Hermesdeckungen konnen deutsche Unternehmen ihre Expor-
te gegen wirtschaftliche und politische Risiken in sogenannten risikoreichen
Markten absichern. Im Rahmen von hermesgedeckten Geschiften liefern deut-
sche Unternehmen vor allem Anlagen und Maschinen. Diese Lieferungen sind
haufig Teil grofierer Projekte, etwa von Industrieanlagen, Pipelines oder Stau-
dammen. Zielgruppe der Exportkreditgarantien konnen deutsche Exportunter-

nehmen (Lieferantenkreditdeckung, Fabrikationsrisikodeckung) oder deutsche

7 Schriftliche Stellungnahme des Business and Industry Advisory Committee to
the OECD (BIAC) vom 13.11.2009.
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Kreditinstitute beziehungsweise deren Zweigniederlassungen im Ausland (Fi-

nanzkreditdeckung) sein.

Die Bundesregierung iibernahm 2008 Exportkreditgarantien in Hohe von
20,7 Mrd. EUR und damit 21,9 Prozent mehr als im Vorjahr (BMWi 2009a). Ins-
gesamt {iberwiegen dabei kurzfristige Deckungen (78 Prozent des Gesamtvo-
lumens im ersten Halbjahr 2009) gegeniiber mittel- und langfristigen mit einer

Kreditlaufzeit von tiber einem Jahr (Euler Hermes / PwC 2009).

Das Gros der Hermesbiirgschaften wurde fiir Vorhaben in Schwellenlan-
dern bewilligt (siehe Tabelle 1). Ein knappes Drittel aller Exportkreditgarantien
gingen im ersten Halbjahr 2009 fiir Lieferungen an OECD-
Hocheinkommenslander, 2008 waren es noch knapp ein Fiinftel (BMWi 2009b:
2). Entwicklungsldnder, vor allem die Staaten Sub-Sahara Afrikas, spielen da-
gegen mit einem Deckungsvolumen von insgesamt 0,6 Mrd. EUR eine relativ

geringe Rolle.

Tabelle 1: Die 10 wichtigsten Ziellinder deutscher Exportkreditgarantien im
1. Halbjahr 2009 (in Mrd. EUR)

Stidkorea 1,928
USA 0,970
Russland 0,91
China 0,75
Tirkei 0,58

8 Stidkorea ist aufgrund eines grofien Projekts im Marineschiffbau (BMWi,
2009b) grofstes Zielland.

o Auffallig ist, dass die USA als Zielland hermesgestiitzter Lieferungen aufge-
fithrt werden. Jedoch schldgt allein die wirtschaftliche Risikoabsicherung ei-
nes Stahlwerkbaus in den USA mit 772 Mio. EUR zu Buche.
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Brasilien 0,43
Dubai 0,41
Irak 0,36
Indien 0,33
Mexiko 0,22

Quelle: BMWi 2009b: 3

Fiir die Frage des Einflusspotentials von Hermesdeckungen auf die Men-
schenrechte im jeweiligen Zielland der Exportgeschifte ist es notwendig, einige
grundlegende Unterschiede innerhalb der Exportgeschéfte hervorzuheben. Im
Hinblick auf die Ziele dieser Studie werden hier Exportgeschafte unterschieden
nach a) ,klassischen” Exporten von Waren und Dienstleistungen eines deut-
schen Unternehmens, die in der Regel auf Grundlage internationaler Aus-
schreibungen stattfinden und b) Projektfinanzierungen. Diese Unterscheidung
spiegelt sich letztlich auch in den OECD-Vereinbarungen fiir die Vergabe- und

Priifkriterien wider, auf die im anschlieSenden Kapitel 4 eingegangen wird.

Zu a): Bei der Absicherung einzelner Geschifte handelt es sich haufig um
Ausschreibungsgeschifte, bei denen das deutsche Unternehmen in direkter
Konkurrenz zu anderen Anbietern steht. Beispiele sind Lieferungen und Leis-
tungen im Anlagenbau oder Lieferungen von Produktionsgiitern wie Maschi-
nen und Motoren. Der Bund bietet fiir verschiedene kurz- oder langfristige
Geschifte eine Reihe von Absicherungslosungen mit je unterschiedlichem Um-
fang, von der Absicherung einer einzelnen Lieferung iiber pauschale Gewahr-
leistungen, etwa fiir alle Lieferungen mit Kreditlaufzeiten unter einem Jahr in
bestimmte Lander oder wiederholter Lieferungen an einen bestimmten Kunden

(vgl. Junker 2009: 291.).
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Aus Sicht von Unternehmen ist der Einfluss derartiger Ausfuhrgeschafte auf
den Schutz oder die Gewahrleistung der Menschenrechte in der Regel gering
oder aber nur schwer abschitzbar. Einerseits ist die Lieferung haufig zwar
Teil einer grofieren Anlage oder eines Projekts, wie etwa eines Kraftwerkes oder
Staudammes; solange es sich jedoch nicht um grofie projektbezogene Investiti-
onsgiiter handelt, ist das tatsdchliche Einflusspotenzial des Exporteurs auf das
Gesamtprojekt haufig gering. Diese Feststellung ist zundchst unabhangig von
der Pflicht des Staates zum Schutz der Menschenrechte zu sehen, jedoch ist sie
fiir die Moglichkeit der Durchfiihrung einer effektiven menschenrechtlichen
Priifung bzw. einer positiven Einflussnahme durch den Exporteur auf das Ge-

samtprojekt relevant.

Eine genaue Uberpriifung ist aus Sicht von Unternehmen zum einen deshalb
haufig schwierig, da die Lieferung in aller Regel zu einem Zeitpunkt stattfindet,
zu dem mindestens die Planungsphase des Projekts bereits abgeschlossen ist.
Zum anderen sei eine Einschidtzung der Folgen erschwert, da der Exporteur
iiblicherweise nicht vor Ort sei und somit die Bedingungen und Folgen des
Gesamtprojekts nicht immer qualifiziert beurteilen kénne. Eine umfassende
Umwelt- und Menschenrechtspriifung konne insbesondere dann schwierig
sein, wenn wesentliche Kriterien nicht mehr im Einflussbereich des Exporteurs
liegen: Wird beispielsweise eine Maschine fiir eine bestehende Produktionsstat-
te geliefert, so ist es fiir den Exporteur nicht immer auf Grundlage der verfiig-
baren Informationen einzuschétzen, ob die notwendigen Arbeitsschutzmaf3-
nahmen fiir Beschiftige im Zusammenhang mit dieser Maschine eingehalten
werden oder die gesamte Produktionsstatte schadliche Auswirkungen auf die
umliegende Bevolkerung hat, auch wenn fiir die Maschine selbst umfassende

Priifungen vorgenommen werden.!!

10 Ausnahme bilden sogenannte sensitive Geschifte, auf die in Kapitel 4.1 ge-
sondert eingegangen wird.

11 Gesprach mit Unternehmensvertretern in Berlin am 02.12.2009.
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Zu b): Anders verhilt es sich jedoch bei Deckungen im Zusammenhang mit
Projektfinanzierungen. Hierbei handelt es sich gewissermafien um einen Son-
derfall der Exportkreditgarantien, bei dem aufgrund der Grofie und der Risiko-
struktur des Geschifts keine klassische Unternehmensfinanzierung auf Basis
der Bonitdt des Kunden bzw. des Exporteurs geeignet ist. Die haufig Cashflow-
basierten Finanzierungen'? verlangen individuelle Losungen, bei denen der
Verteilung von Risiken und somit auch der Unterstiitzung des Bundes durch
Garantien eine besondere Bedeutung zukommen (Euler Hermes 2009). Allein
aufgrund der Grofienordnung, aber auch aufgrund der Moglichkeiten einer
positiven Einflussnahme ergibt sich bei Projektfinanzierungen eine grofiere
Notwendigkeit, die Einhaltung der Menschenrechte zu {iberpriifen. Beispiele
sind Energie- oder Infrastrukturprojekte, die in erheblichem MafSe sowohl posi-
tive als auch negative menschenrechtliche Konsequenzen haben koénnen. Im
Sinne der OECD Common Approaches handelt es sich dann um Projekte, wenn
Lieferungen und Leistungen ,einer neuen Unternehmung an einem identifi-
zierbaren Standort zugeordnet werden kénnen” oder wenn sie fiir eine existie-
rende Anlage bestimmt sind und dabei ,,zu einer wesentlichen Anderung in der

Funktion oder Leistung dieser Anlage fithren” (Euler Hermes/ PwC o. D.: 6).

Bei Projektfinanzierungen besteht haufig ein groflerer Gestaltungsspielraum
fiir den Exporteur bzw. die eigens gegriindete Projektgesellschaft. So ist etwa
die Beteiligung des Bundes als moglicher Garantiegeber in aller Regel bereits in
der Planungsphase gegeben, wenn also wesentliche Fragen der Gestaltung des
Projekts beriicksichtigt werden konnen. Zudem bestehen umfangreichere In-
formations- und Gestaltungsmoglichkeiten fiir das Unternehmen selbst, das in
diesem Fall nicht auf eine genau definierte, kurzfristige Ausschreibung reagie-
ren muss, sondern vor Ort im Zielland ein genaueres Bild der Situation, des

Umfelds und damit auch der zu erwartenden Auswirkungen des Projekts er-

2 Im Gegensatz zu Krediten, die auf Basis bestehender Sicherheiten vergeben
werden, werden die Mittel bei Cashflow-basierten Projektfinanzierungen auf
Grundlage der erwarteten zukiinftigen Ertrdge des Projekts sui generis be-
reitgestellt.
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langen kann. Es hat damit weitergehende Moglichkeiten, gegebenenfalls ent-
sprechende Mafinahmen zu ergreifen, um soziale und 6kologische Bedenken
auszurdumen bzw. positiv zu beeinflussen oder aber aus dem Projekt auszu-

steigen.

3.3.6 Investitionsgarantien

Mit Investitionsgarantien versichert die Bundesregierung seit 1959 das poli-
tische Risiko deutscher Unternehmen und Banken bei Auslandsinvestitionen in
Entwicklungs- und Schwellenlandern. Geschiitzt werden die deutschen Investi-
tionen vor Verstaatlichung, Enteignung, Krieg, Aufruhr, terroristischen Aktivi-
taten, staatlich verhdngten Zahlungsverboten sowie Konvertierungs- und
Transferproblemen (BMWi 2007: 9). Die Bundesregierung entschadigt in diesen
Fallen den deutschen Investor und fordert den Betrag langfristig vom Gastland

zuriick.

Die Hauptfunktion von Investitionsgarantien als Instrument der Aufsenwirt-
schaftsforderung kann somit in der ,Gewahrung von politischem Geleitschutz”
(PwC 2009: 17) gesehen werden. So interveniert die Regierung im Krisenfall auf
politischer Ebene, um das Projekt und die Rechte des Investors zu schiitzen,
etwa durch , Einschalten der deutschen Auslandsvertretungen, Verbalnoten der
Bundesministerien, bilaterale Regierungsgesprache sowie ggf. eine Beteiligung
der Bundesregierung an mit ihr abgestimmten sachgeméfien Aufwendungen

zur Schadensabwendung oder -minderung” (PwC 2009: 17).

2008 wurde mit 6,6 Mrd. EUR laut BMWi (2009b) das hochste Garantievo-
lumen in der Geschichte des Forderinstruments genehmigt, womit der bisheri-
ge Wert aus dem Jahr 2007 in Hohe von 5,2 Mrd. EUR noch einmal um 27 Pro-
zent gesteigert wurde. Mit dieser Summe wurden Garantien fiir insgesamt 72

Projekte in 16 Landern {ibernommen.
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Abbildung 1: Volumen (Hdchstbetrige) der iibernommenen Garantien nach

Kontinenten und wichtigsten Lindern 2008 in Mio. EUR

Afrika | 31
Algerien ' 19

Amerika | 139

Peru " 126
Asien i} 770
Ching w== 7/ 4
- Europa I 555
B wichtigstes Land Russland 5.149

Quelle: PwC 2009: 10

Die Garantien konzentrierten sich in 2008 auf die Sektoren Ol und Gas sowie
Handel und Infrastruktur. Ein grofser Anteil der Garantien beziehen sich auf
die Regionen Russland und Zentralasien. Davon entfielen in 2008 mehr als die
Halfte auf Gas- und Erddlvorhaben. Von den wenigen fiir Afrika bewilligten
Garantien fiir Projekte entfillt das Gros auf den Rohstoffsektor, wobei auch hier
Vorhaben im Ol- und Gasbereich vorherrschen. Diese Bereiche werden im All-
gemeinen aus menschenrechtlicher Sicht als besonders problematisch einge-
stuft, da es hier im Verhaltnis zu anderen Branchen besonders haufig zu Men-

schenrechtsverletzungen kommt (United Nations 2008b: 9).

Die relativ wenigen Garantien fiir Entwicklungsldnder konnen indes weni-
ger als Indiz fiir eine restriktive Haltung gegeniiber Garantieiibernahmen des
Bundes fiir diese Lander gesehen werden als vielmehr in der insgesamt sehr
zuriickhaltenden Investitionstatigkeit deutscher Unternehmen in diesen Lan-

dern.3

13 Schriftliche Stellungnahme der PwC vom 18.12.2009.
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Die Garantien fiir deutsche Direktinvestitionen gehen haufig einher mit der
Absicherung der im Rahmen der Investition erforderlichen deutschen Exporte
durch Hermesdeckungen und ungebundene Finanzkreditgarantien (PwC 2009:
33; Euler Hermes/PwC o0.D.). Im Unterschied zu Exportkreditgarantien, die
subsididr auch bei Exporten in OECD-Kernldnder vergeben werden, werden
Investitionsgarantien jedoch ausschliefilich fiir risikoreiche Mairkte in Ent-
wicklungs- und Schwellenldndern vergeben, da sie nur politische Risiken absi-

chern.

Wichtige Voraussetzung fiir die Gewahrung von Investitionsgarantien sind
die bilateralen Investitionsférderungs- und —Schutzvertrage (Bilateral Investment
Treaties, BITs), die einen volkervertraglichen Investitionsschutz bilden.* Ziel
der BITs ist vor allem der Schutz der Investoren, so insbesondere die Gewéahr-
leistung der Inlandergleichbehandlung, des freien Kapital- und Ertragsver-
kehrs, des Eigentumsschutzes sowie der wertgerechten Entschadigung im Fall
einer Enteignung. Verfahrensrechtlich ist die Vereinbarung einer internationa-
len Schiedsgerichtsbarkeit Bestandteil von BITs, meist wird hierfiir auf das In-
ternational Center for the Settlement of Investment Disputes (ICSID) verwiesen.
Bisher enthalten BITs vor allem Rechte zum Schutz der Investoren, ohne jedoch
gleichzeitig auf Pflichten im Bereich des Umwelt- und Menschenrechtsschutzes

hinzuweisen (Jacob 2010; United Nations 2009).

Der Einfluss von Direktinvestitionen auf die Menschenrechtssituation ist
vielfaltig und kann an dieser Stelle nicht erschopfend dargestellt werden. Es sei
ausdriicklich betont, dass Direktinvestitionen generell auch vielféltige positive
menschenrechtliche Wirkungen haben konnen. Die Betrachtung beschrankt sich

hier auf die Frage, inwiefern moglicherweise eine Forderung von Direktinvesti-

14 Im Einzelfall kann auch ohne Investitionsférderungsvertrdge eine Bundesga-
rantie gegeben werden, wenn ausreichender Rechtsschutz besteht.
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tionen in Einzelfallen auch eine Beihilfe zu Menschenrechtsverletzungen dar-

stellen kann.

Direktinvestitionen sind haufig allein durch ihre Gréfenordnung in ihren
Auswirkungen auf lokale Gemeinden und teilweise auf ganze Regionen kom-
plex. Insbesondere im Zuge zunehmender Privatisierung vormals 6ffentlicher
Aufgaben, wie etwa in Bereichen der Energie- oder Wasserversorgung, entste-
hen vielfaltige Zusammenhidnge zwischen unternehmerischen Investitionen
und der Gewahrleistung und dem Schutz der Menschenrechte durch das Gast-
land. Zu betonen ist hierbei, dass es teilweise zu Zielkonflikten zwischen den
Investoren und den menschenrechtlichen Anspriichen lokaler Interessengrup-

pen kommt.

Beispielhaft konnen hierfiir Auseinandersetzungen infolge von Investitionen
im Wassersektor die Problematik verdeutlichen.?®> Der folgende Fall stellt kein
Beispiel einer deutschen Investitionskreditgarantie dar, sondern illustriert zu-
néachst exemplarisch den moglichen Zielkonflikt zwischen staatlicher Men-

schenrechtspolitik und Interessen des ausldndischen Investors.

Biwater Gauff (Tanzania) Ltd v. United Republic of Tanzania

Nachdem die Regierung Tansanias eine Zusage fiir einen Kredit der Welt-
bank zur Sanierung der Wasserversorgung in Dar Es Salaam unter der Auflage
erhielt, dass ein privater Anbieter die Sanierung durchfithren miisse, wurde das
britisch-deutsche Konsortium Biwater Gauff (Tanzania) Ltd. (BGT) im Jahre 2003
mit dem Vorhaben beauftragt, das den Auftrag unter dem Namen City Water

annahm.

15Vel. etwa Biwater Gauff (Tanzania) Ltd v. United Republic of Tanzania, ICSID Case
No. ARB 05/22, Award, 24. Juli 2008.
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Im Zuge der Durchfiihrung kam es nach zwei Jahren zu Vorwiirfen seitens
der tansanischen Regierung. Sie warf dem Investor im Wesentlichen vor, die
vereinbarte Leistung nicht erbracht zu haben, da keine ausreichenden Investiti-
onen in die Wasserleitungen unternommen worden seien und die Versorgung
mit sauberem Wasser fiir Millionen Menschen somit in der vorgesehenen Frist
von fiinf Jahren nicht mehr zufriedenstellend erreicht werden kénne. Auch die
Weltbank kritisierte spater das Handeln der Investoren als unzureichend und
stellte eine Verschlechterung der Wasserversorgung nach der Ubernahme

durch das Konsortium fest (Seager 2008).

Die Auseinandersetzung endete mit einer einseitigen Beendigung des Ver-
trages durch die tansanische Regierung und die Ubernahme der Wasserversor-
gung durch ein staatliches Unternehmen Tansanias. Das Einschreiten der Re-
gierung kann hierbei als Tatigkeit im Rahmen der menschenrechtlichen Ge-
wihrleistungspflicht gewertet werden. Direktinvestitionen im Wassersektor
haben haufig eine direkte Auswirkung auf den Zugang der Bevolkerung zu
sauberem Wasser. Sie sind damit unmittelbar verbunden mit dem Recht auf
Wasser, das als zwingender Bestandteil des Rechts auf einen angemessenen
Lebensstandard und des Rechts auf Gesundheit durch die Vereinten Nationen

anerkannt wurde (UN-EcoSoc 2003).

City Water legte darauthin Beschwerde beim zustandigen International Centre
for Settlement of Investment Disputes ein und forderte eine Entschadigung fiir die
getétigte Investition in Hohe von ca. 20 Millionen Euro. Das ICSID entschied,
dass die tansanische Regierung das britisch-tansanische Investitionsabkommen

verletzt habe, wies jedoch die geforderte Summe zuriick.

Menschenrechtsorganisationen stellten sich daraufhin o6ffentlich an die Seite
der tansanischen Regierung mit dem Hinweis, dass das Motiv des Schutzes des
Rechts auf Wasser die Regierung zu ihrem Handeln eindeutig legitimiert habe,

obwohl es dem Interesse des Investors entgegengestanden habe. Das Motiv des




Christian Scheper und Heidi Feldt

Menschenrechtsschutzes diirfe nicht als Bruch des Vertrags gewertet werden

(vgl. Business and Human Rights Resource Centre 0.D.).

Einerseits verdeutlicht das Beispiel die potenziell grofie Einflussreichweite
von Investitionen, andererseits die Moglichkeit von Zielkonflikten zwischen
Investoreninteresse und nationalen Bemiithungen um Menschenrechtsschutz.
Ahnliche Zielkonflikte lassen sich auBerhalb des Wassersektors in praktisch
allen Bereichen vergleichbarer Grofienordnung anfiihren, etwa im Energiebe-
reich, bei grofien Industrieanlagen oder im Rohstoffabbau (vgl. hierzu Castan

Centre for Human Rights Law et al. 2008).

4. Beriicksichtigung sozialer und 6kologischer
Kriterien in der deutschen Forderungspolitik

Neben wirtschaftlichen Kriterien werden auch soziale und 6kologische As-
pekte zur Beurteilung eines Antrages herangezogen. Nachdem insbesondere
die Hermesdeckungen bereits seit den frithen 1980er Jahren in der Kritik einiger
umwelt- und entwicklungspolitischer NRO standen, wurde die Debatte seit den
spaten 1990er Jahren zunehmend in der Offentlichkeit gefiihrt (Schaper 2004).
Seitdem hat sich speziell im Bereich der Umweltauflagen vieles verandert, so
dass heute bereits im Vergleich zu den 1990er Jahren weitreichende sozial-
okologische Anspriiche insbesondere im Bereich der Projektfinanzierungen

gestellt werden.

Allerdings sind die Anforderungen an die einzelnen Instrumente unter-
schiedlich. Sie differieren hinsichtlich der zugrunde liegenden Standards und
der Informationsanforderungen fiir die Vergabe. Ebenso unterscheiden sich die
Informationen, die offentlich iiber das Verfahren und die Projekte zur Verfii-

gung gestellt werden.
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Zunichst wird im Folgenden auf die allgemein fiir die Auflenwirtschaftsfor-
derung definierten ,sensitiven Geschafte” eingegangen, aus denen wesentliche
Einschrankungen fiir die staatliche Forderung erwachsen. Anschlieffend wird
nach den Instrumenten der Hermesdeckungen und der Investitionsgarantien
unterschieden. Wahrend fiir die Hermesdeckungen vor allem internationale
Vereinbarungen auf OECD-Ebene wesentlich sind, gibt es fiir Investitionsga-
rantien keine vergleichbaren internationalen Ubereinkommen. Die Priifung der
sozial-6kologischen Kriterien in Deutschland richtet sich jedoch ebenfalls eng
an den internationalen Ubereinkommen aus. Wenn daher formal die nachste-
hende Erlduterung der internationalen Standards nur fiir Exportkreditgarantien
gilt, so bilden diese faktisch auch die wesentliche Grundlage fiir das Verstand-
nis sozial-0kologischer Kriterien bei der Vergabe von Investitionsgarantien, die

darauf aufbauend dann in Abschnitt 4.3 behandelt werden.

4.1 Sensitive Geschifte

Es gibt generelle Einschrankungen in der Auflenwirtschaftsforderung fiir
sogenannte sensitive Geschéfte. Hiermit wird ein Bezug zur Menschenrechtssi-
tuation im Besteller- oder Investitionsland hergestellt, da die Definition der
sensitiven Geschafte vor allem die politische und menschenrechtliche Situation
des Landes sowie die Verwendung der Ware beriicksichtigen. Als sensitives
Geschift wird von den zustandigen IMA ein Vorhaben klassifiziert, bei dem

mindestens zwei der drei folgenden Kriterien erfiillt sind:

1. Es findet in einem  kritischen Land’ statt.

2. Es handelt sich um ausfuhrgenehmigungspflichtige Waren (wie z.B.
Chemikalien).

3. Besteller ist eine militdrische Institution beziehungsweise die Ware soll

einem militarischen Zweck dienen.
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Sind zwei dieser Kriterien erfiillt, kann eine Ubernahme der Exportkreditga-
rantie auf dieser Grundlage verweigert werden (Scheibe at al. 2009: Kap.12.2.2
Abs. 18).16 Kritische Lander” sind jene, gegen die ein Waffenembargo seitens
der EG, der OSZE oder den VN vorliegt!”, und die Lander der , Liste K“8, die
einer besonderen Ausfuhrkontrolle unterliegen. AuSerdem unterliegen Zuliefe-
rungen fiir die Errichtung oder den Betrieb von zivilen Anlagen fiir kerntechni-
sche Zwecke in Algerien, Indien, Irak, Iran, Israel, Jordanien, Libyen, Nordko-

rea, Pakistan oder Syrien einer gesonderten Kontrolle.

Eine besondere Problematik ergibt sich in diesem Zusammenhang bei Produk-
ten, die sowohl fiir zivile als auch fiir militdrische Zwecke genutzt werden kon-
nen. Diese sogenannten ,, Dual Use Giiter” werden daher als Herausforderung in

Kapitel 6.2 aufgegriffen.

4.2 Exportkreditgarantien

Die wichtigste Grundlage fiir die soziale und 6kologische Priifung fiir Ex-
portkreditgarantien des Bundes bildet die Revised Recommendation on Common
Approaches on the Environment and Officially Supported Export Credits (Common
Approaches) der OECD. Der entsprechende IMA hatte bereits 2001 "Leitlinien fiir
die Berticksichtigung von okologischen, sozialen und entwicklungspolitischen
Gesichtspunkten bei der Ubernahme von Exportkreditgarantien des Bundes"
als Verwaltungsrichtlinien des Bundes verabschiedet. Diese gelten als zusétzli-

ches nationales Regelwerk bisher weiter, wichtigster Maf$staab sind jedoch die

16 Ein Rechtsanspruch der Unternehmen auf Aufienwirtschaftsforderung be-
steht generell nicht. Die Kriterien der Forderung kénnen daher als eine Form
der Standardisierung und damit als Mafinahme zur Sicherstellung der
Gleichbehandlung aller Exporteure verstanden werden.

17 Waffenembargolander: Armenien, Aserbeidschan, DR Kongo, Elfenbeinkiiste,
Irak, Iran, Libanon, Liberia, Myanmar, Nordkorea, Sierra Leone, Simbabwe,
Somalia, Sudan, Usbekistan (Stand: 27.8.2009, Bundesamt fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle 2009)

18 Landerliste K: Kuba, Syrien, Stand: 27.8.2009 (BMF o0.D.).
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Common Approaches.’® Da diese von allen ECAs der OECD Lander angewandt
werden, kommt ihnen eine zentrale Bedeutung fiir die Exportkreditgarantien

Zzu.

Im Bereich der sozialen und 6kologischen Standards nehmen die Common
Approaches wiederum Riickgriff auf international anerkannte Standards der
Weltbank sowie der International Finance Cooperation (IFC), einer zur Weltbank-
gruppe gehorenden Organisation fiir die Unterstiitzung privater Investitionen
in Entwicklungslandern. Die folgenden Abschnitte widmen sich daher zunéchst
den internationalen Standards von Weltbank und IFC. Im Anschluss wird auf

die Common Approaches der OECD eingegangen.

4.2.7 Safeguard Policies der Weltbank

Die Weltbank Safeguard Policies (Safequards) umfassen die wesentlichen

Richtlinien fiir die Anforderungen an Umweltpriifungen.
Die zehn Richtlinien betreffen

e Umweltpriifungen,

e den Schutz der biologischen Vielfalt,

e das Management von Pestiziden,

e die Achtung physischer kultureller Ressourcen (Denkmaler, heilige
Stitten),

e die Vermeidung von Zwangsumsiedlungen,

¢ Indigene Volker,

19 Die nationalen Verwaltungsrichtlinien legen jedoch zusétzliche Beschrankun-
gen fest: So schlieflen sie Nukleartechnologien zum Neubau oder zur Umriis-
tung von Atomanlagen von der Exportforderung grundsétzlich aus. Der ak-
tuelle Koalitionsvertrag der Bundesregierung sieht jedoch vor, die OECD
Common Approaches als ,alleinigen Mafistab” fiir die Priifungen zu betrach-
ten (Bauchmiiller/Ochsner 2009). Dies wiirde die Forderung von Nuklear-
technologie-Exporten wieder zulassen.
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e Wilder,

e die Sicherheit von Dammen,

e Projekte an internationalen WasserstrafSen,
e  Projekte in umstrittenen Gebieten.

Zusitzlich zu den Richtlinien gibt es eine Vorgabe zur Offenlegung von In-

formationen (The World Bank 2009).

Die Aufzdhlung der Leitlinien zeigt, dass in zentralen Punkten bereits be-
stimmte Menschenrechte impliziter Bestandteil der Priifung sind. So lassen
insbesondere die Wahrung der Rechte indigener Volker und die Vermeidung
von Zwangsumsiedlungen einen engen Bezug zu Menschenrechten erkennen,
etwa das Recht auf (negative) Freiziigigkeit oder das Recht auf Eigentum. Die
Rechte als solche sind jedoch nicht explizit als Grundlage und Ausgangspunkt
der Safeguards genannt. Vielmehr adressieren die Prinzipien besondere Prob-
lembereiche, die haufig im Zusammenhang mit grofien Projekten auftreten und
die auch in der offentlichen Debatte daher immer wieder diskutiert wurden,

wie etwa Zwangsumsiedlungen bei Staudammprojekten.

4.2.8 IFC Performance Standards

Die IFC Performance Standards (IFC 2006) sind etwas umfassender als die Sa-
feguards der Weltbank. Sie gelten als internationale sozial-Okologische Stan-
dards fiir privatwirtschaftliche Projektinvestitionen und gehen neben Kriterien
zu Umwelt- und Sozialvertraglichkeitspriifungen und Managementplanen auch

auf Arbeitsbedingungen basierend auf den ILO-Kernarbeitsnormen ein.
Die acht Performance Standards der IFC umfassen:

1. Sozial- und Umweltpriifverfahren sowie Management-Systeme,
Arbeitsbedingungen,
Vermeidung und Beseitigung von Umweltverschmutzung,

Gesundheit und Sicherheit betroffener Gemeinden,

SUE S

Landerwerb und Zwangsumsiedlungen,
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6. Erhalt der Biodiversitdt und nachhaltiges Management natiirlicher Res-
sourcen,

7. Indigene Volker,

8. Kulturelles Erbe.

Bei der Priifung von beantragten Hermesdeckungen kommen die Performan-
ce Standards haufig bei Projektfinanzierungen im Privatsektor zur Anwendung.
Banken, die sich zu den Equator Principles bekennen, haben sich selbst zur An-
wendung von internationalen Standards der IFC verpflichtet.?2 Wenn diese
Banken an der Finanzierung beteiligt sind, werden daher auch von den ECAs
die Performance Standards zugrunde gelegt, um ein Nebeneinander unterschied-

licher Standards zu vermeiden (Euler Hermes/ PwC 0.D.: 6).

Performance Standard 3 (Pollution Prevention and Abatement) verweist auf
Richtlinien fiir die Einhaltung technischer Standards im Bereich Umwelt sowie
Arbeitsschutz und -sicherheit (Environmental, Health and Safety (EHS) Guideli-

nes), die im Folgenden vorgestellt werden.

4.2.9 Environmental, Health and Safety Guidelines

Die ebenfalls von der IFC entwickelten EHS Guidelines sind eine wichtige
Ergédnzung zu den erwahnten Standards der Weltbankgruppe. Seit 2007 bilden
sie die wesentliche Grundlage fiir den erforderlichen technischen Standard von
Anlagen und belieferten Vorhaben. Sie stellen generelle und sektor-spezifische
Industriestandards dar und definieren damit Beispiele vorbildlicher Praxis

(Good International Industry Practice, GIIP). Die EHS Guidelines sind somit neben

2 Die Equator Principles sind eine Initiative zur Selbstverpflichtung von Finanz-
institutionen, die soziale und Umweltkriterien in die Risikoanalyse ihrer Pro-
jektfinanzierung einbeziehen. Die Prinzipien basieren auf den Performance
Standards der IFC und sollen bei der Realisierung von Projektfinanzierungen
ab einem Investitionsvolumen von 10 Millionen US-Dollar eingesetzt werden.
Die Unterzeichner der Equator Principles bedienen iiber 80% des weltweiten
Marktes fiir Projektfinanzierungen (Oekom Research/ PwC 2009).
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den Safeguard Policies und den Performance Standards die dritte wesentliche in-
ternationale Grundlage der Umweltpriifung nach den Common Approaches. Die
Guidelines sind nicht als feststehende Standards konzipiert, sondern sollen
durch Erfahrungen in der Praxis laufend weiterentwickelt werden (IFC o.D.).

Sie umfassen generelle Richtlinien fiir die vier Bereiche

e Umwelt,
e  Arbeitsschutz und —sicherheit,
e Gesundheitsschutz und Sicherheit der Gemeinde sowie
e Konstruktion und AufSerbetriebnahme.
Dariiber hinaus werden die Standards fir einzelne Industriesektoren durch

spezielle Richtlinien prazisiert.

Die EHS Guidelines bilden damit wichtige Leitlinien fiir die Beachtung von
Sozialstandards, die explizit iiber den Bereich Umwelt hinausgehen und vor
allem Arbeitsschutz- und -sicherheit adressieren. Hervorzuheben ist insbeson-
dere die Prazisierung fiir einzelne Industriesektoren. Die Standards haben da-
mit ein hohes Potenzial, einen kontinuierlichen Lern- und Reformprozess zu
befordern, der an den spezifischen Problemen der einzelnen Wirtschaftssekto-

ren ausgerichtet ist.

4.2.10 Die Common Approaches der OECD

Die Common Approaches sind Empfehlungen der OECD zur Uberpriifung
von Umwelt- und Sozialaspekten des beantragten Exportkreditgeschifts. Sie
wurden 2001 federfithrend von der ECG entwickelt und seitdem zweimal (2004

und 2007) einer Revision unterzogen. Eine weitere Revision ist fiir 2010 geplant.

Durch die Common Approaches hat die ECG ein gemeinsames Umweltpriif-
verfahren unter den ECAs der Mitgliedsstaaten etabliert. Es sollen durch die
Berticksichtigung von Umweltkriterien und die Erarbeitung von Umweltmana-
gementpldnen eine gute Umweltpraxis gefdrdert und Umweltschdden im Zu-

sammenhang mit gedeckten Exportgeschaften vermieden werden. Zudem soll
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so ein level playing field unter den OECD-Staaten etabliert werden, um Wettbe-

werbsverzerrungen zu vermeiden.

Das Verfahren findet fiir ,,umweltrelevante” Projekte ab einer Kreditlaufzeit
von zwei Jahren und einem Volumen von mindestens 15 Mio. Euro Anwen-
dung.?! Da im ersten Halbjahr 2009 mehr als Dreiviertel des genehmigten Ver-
sicherungsvolumens kurzfristige Deckungen waren (BMWi 2009b: 4), wurden
viele zur Deckung beantragte Exportgeschéfte nicht von einer vertieften Um-
weltpriifung erfasst. Ausnahmen von dieser Regelung betreffen Projekte, die
zwar kiirzere Kreditlaufzeiten, jedoch auch besondere Umweltrisiken aufwei-
sen, wie etwa Vorhaben in 0kologisch empfindlichen Gebieten (sensitive areas
wie z.B. ausgewiesene Naturschutzgebiete). Diese werden auch bei einem Ver-
sicherungswert unter 15 Mio. Euro der Umweltpriifung unterzogen. Zudem gilt
der Schwellenwert auch dann als tiberschritten, wenn der kumulierte Auf-
tragswert fiir mehrere Lieferungen und Leistungen zum selben Projekt den

Betrag von 15 Mio. Euro {ibersteigt.

Eingestuft wird in der Regel nicht die isolierte deutsche Lieferung, sondern
das Projekt, fiir das diese bestimmt ist (Euler Hermes 2008: 2). Der IMA legt
durch seine Entscheidungspraxis die grundsétzlichen Voraussetzungen fiir eine
Indeckungnahme fest, wobei z.B. auch die Beurteilung der Einflussmdoglichkei-
ten des deutschen Exporteurs auf das Gesamtprojekt berticksichtigt wird. In
Fallen von Lieferungen und Leistungen an bereits bestehenden Anlagen wer-

den diese einer verkiirzten, auf zentrale Risikofaktoren abgestellten Priifung

2t Die Common Approaches legen keinen Schwellenwert fest, geben aber einen
Richtwert von 10 Mio. Sonderziehungsrechten (SZR) an. Die Sonderziehungs-
rechte sind eine Verrechnungseinheit des Internationalen Wahrungsfonds
(IMF) und werden aus einem Wahrungskorb von US-Dollar, Euro, Yen und
Britischem Pfund bestimmt. Die Common Approaches sehen nicht verpflichtend
vor, dass die Untergrenze bei 10 Mio. Sonderziehungsrechten gesetzt wird,
sie konnte deutlich niedriger liegen. Die Bundesregierung hat sich jedoch wie
die meisten OECD Lénder fiir ein hohes Mindestvolumen entschieden. 1 Euro
entspricht 0,920595 SZR (Stand 14.01.2010, IMF 2010).
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unterzogen, solange sie zu keiner wesentlichen Veranderung des Zweckes fiih-

ren.

Das Priifverfahren fiir Hermesdeckungen gliedert sich im Wesentlichen in
drei Schritte (siehe Abbildung 2, S. 47):
1. die Vorpriifung (Screening),
2. die Klassifizierung und

3. die eigentliche Umweltpriifung (Review).

Screening und Klassifizierung

Im Screening erfolgt die Priifung der Antrdge nach den Auswahlkriterien der
Common Approaches. Projekte, bei denen die genannten Ausgangsbedingungen
erfiillt sind, werden dann je nach potenzieller Umweltauswirkung in die Kate-

gorien A, B oder C klassifiziert.

Als A-Projekte werden Vorhaben klassifiziert, die potenziell schwerwiegen-
de negative dkologische Auswirkungen haben. Dies trifft besonders dann zu,
wenn die moglichen Auswirkungen nicht lokal zu begrenzen oder irreversibel
sind. Die Common Approaches listen eine Reihe von Projekttypen auf, die in diese
Kategorie fallen. Dazu gehoren Raffinerien, Kraftwerke tiber 300 Megawatt,
Atomkraftwerke und deren Zulieferungen, Stahlwerke, Asbestverarbeitung,
vierspurige Strafien, Pipelines, Hifen und inldndische WasserstrafSen, Stau-
dammprojekte, Neubau von groflen Industrieanlagen, die Papier- und Zellstoff-
industrie, Bergbau, Projekte in 6kologisch sensiblen Gebieten oder auf indige-
nem Land sowie Projekte, die die Umsiedlung einer signifikanten Anzahl von
Menschen verlangen. Fiir A-Projekte wird ein umfassendes Environmental Im-
pact Assessment als notwendige Voraussetzung fiir eine Exportforderung emp-

fohlen (OECD 2007: 5).

Projekte der B-Kategorie hingegen gelten in ihren potenziellen Auswirkun-

gen als weniger gravierend, lokal begrenzbar und umkehrbar. Ublicherweise
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werden hierunter energieintensive Anlagen sowie umweltgefahrdende Projekte
berticksichtigt (z.B. bei Einsatz groflerer Mengen an Chemikalien) (Schaltegger
et al. 2009). Sie unterliegen generell einer Umweltpriifung, die aber je nach Pro-

jekt in Umfang und Tiefe variieren kann.

Bei C-Projekten werden nur geringe Umweltauswirkungen erwartet. Sie un-
terliegen im Regelfall nur dem Screening und werden lediglich im Ausnahme-

fall einer tieferen Priifung unterzogen.

Tabelle 2: 2007 bewilligte Hermesdeckungen mit Umweltrelevanz

Umweltkategorie A Anzahl Volumen in Mio.EUR
Metall und Bergbau 4 158,8

Kraftwerke 2 2282
Umweltkategorie B

Metall und Bergbau 6 806,9

Infrastruktur 4 352,2

Ol, Gas, Petrochemie 6 281,7

Kraftwerke 1 22,9

Sonstige Industrie 7 215,2

Quelle: Euler Hermes/ PWC o.D.

Umuweltpriifung (Review)

Fiir den Inhalt der eigentlichen Umweltpriifung (Review) geben die Common
Approaches drei zentrale Aspekte vor: Erstens sollen potenzielle Einfliisse auf
die Umwelt ermittelt werden, einschliefllich moglicher Folgen notwendiger
Zwangsumsiedlungen sowie Folgen fiir Indigene und kulturelles Eigentum.
Zweitens wird die geplante Anwendung von umweltrelevanten Standards,
Prozessen und Praktiken beteiligter Akteure angegeben. Drittens sollen die

Ergebnisse von Stakeholder-Konsultationen einbezogen werden.
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Die Verantwortung fiir die Durchfiihrung der Umweltpriifung liegt bei den

Unternehmen selbst. Grundlage fiir die Priifungen stellen die Standards des

Gastlandes, mindestens aber die Weltbank Safeguard Policies dar, die damit im
Regelfall die wichtigste Grundlage bilden. In Einzelfillen konnen auch ver-
gleichbare andere internationale Standards angewendet werden. In der Praxis
46 sind dies bei Projektfinanzierungen im Privatsektor haufig die Performance

Standards der IFC. Fiir technische Voraussetzungen von Anlagen bzw. beliefer-

ter Vorhaben verweisen Weltbank und IFC wiederum auf die EHS Guidelines.

Abbildung2 Hermesdeckungen: Verfahren der Umweltpriifung nach den

OECD Common Approaches

Vorpriifung (Screening)

v

Zahlungsbedingungen liber 2 Jahre |—»| Besonderes Risiko

MEIN | Kategorie A zu Kreditbedingungen
- sensibler Sektor
- komplette Grofianlage

J i

nein

ja

Auftragswert liber 15 Mio. EUR keine weitere

02 | Priifung
ja
L
Klassifizierung
|
Kategorie A | Kategorie B Kategorie C kurzfristige bestehendes
Annex | CA | Zahlungsbed. Projekt
| +erhohtes keine wesentl.
i Risiko Anderung
Verdffent- Umweltpriifung (Review) Umweltpriifung (Review) Risiko-
lichung vor des Projektes gemaf der deutschen Lieferung bewertung
endgiiltiger Common Approaches - Memorandum anhand dffentlich
Zusage - EIA (Kategorie A) - Informationen Lieferant zugdnglicher
Kategorie A - Memorandum + Ergdnzungen + - sonstige Informationen Informationen
sonstige Informationen
Priifungsbericht zur IMA Vorlage
Entscheidung

Eventuell Monitoring der erteilten Auflagen

Quelle: Euler Hermes 2008: 10
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Falls Projekte auf Grundlage der Priifungen nur unter Vorbehalt genehmigt
werden, wird ein Monitoring vereinbart, iiber dessen Intensitat im Einzelfall
entschieden wird. Haufig findet dies auf Grundlage der jahrlichen Berichts-
pflichten der Unternehmen statt. Ein dariiber hinausgehendes, aktives Monito-
ring iiber die gesamte Kreditlaufzeit oder gar die Betriebsphase der Anlage ist
in aller Regel nicht vorgesehen. Umweltprobleme oder Menschenrechtsverlet-
zungen, die wahrend der Umsetzung auftreten, werden daher nur durch Be-
richte der Exporteure selbst bekannt oder miissen von NRO oder Journalisten

aufgedeckt werden.

Fiir die Moglichkeit einer kritischen Offentlichkeit, aber vor allem auch fiir
eine ausreichende Beteiligung direkt Betroffener ist eine transparente Informa-
tion iiber geplante Projekte daher wesentlich. Zwar gibt es keine generelle Of-
fenlegungspflicht gewédhrter Garantien, allerdings werden geméfS der Common
Approaches alle zu priifenden Antrdge der Kategorie A fiir Exportkreditgaran-
tien mindestens 30 Tage vor der endgiiltigen Entscheidung verdffentlicht und
die dazugehorigen Umweltstudien zur Verfiigung gestellt (Euler Hermes/ PWC
0.D.). Diese Informationen umfassen als Minimum den Projektnamen, den
Standort, die Kurzbeschreibung des Projektes und Angaben dariiber, wo weite-
re Umweltinformationen erhéltlich sind. In der deutschen Praxis werden alle
Antrage auf A-Projekte veroffentlicht, in aller Regel bereits friiher als 30 Tage
vor der endgiiltigen Entscheidung. Zudem werden teilweise auch Projekte ver-

oOffentlicht, die nicht in die Kategorie A fallen.22

Die Pflicht, die Betroffenen vor Ort zu informieren, sehen die ECAs bei den
(staatlichen) Autoritdten in den jeweiligen Ziellaindern oder bei den durchfiih-
renden Unternehmen, je nachdem, ob es sich um einen privaten oder &ffentli-
chen Besteller handelt. Von dem beantragenden Unternehmen wird erwartet,

dass es im Rahmen der Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP), die fiir das Pro-

22 Schriftliche Stellungnahme von Euler Hermes vom 30.11.2009.
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jekt erstellt werden muss, die Bevolkerung vor Ort informiert und konsultiert

(stakeholder consultation).

Zusitzlich zu den Vorgaben der Common Approaches verpflichtet das Uber-
einkommen iiber den ,Zugang zu Informationen, die 6ffentliche Beteiligung an
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegen-
heiten” (Bundesministeriums fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit,
BMU o0.D.) offentliche Institutionen der Unterzeichnerstaaten zur Information
iiber Umweltbelange gegeniiber seinen Biirgerinnen und Biirgern (Aarhus
Konvention, UNECE 1998). Die Konvention ist seit 2001 in Kraft und wurde am
15.1.2007 von Deutschland ratifiziert. Aus der Aarhus Konvention leitet sich u.a.
der Anspruch der Offentlichkeit auf Zugang zu den Umweltvertraglichkeits-
studien- und —priifungen im Rahmen des Bewilligungsverfahrens fiir Export-
kredite ab. Allerdings ist umstritten, inwieweit die Umweltinformationspflicht
auch fiir Exportkreditagenturen gilt, da sich die Konvention nur auf umweltbe-
zogene Entscheidungen bezieht. Scheibe et al. (2009: Kap.11.6 Abs. 122a) sehen
die Anwendung der Konvention fiir Exportkreditgarantien mit Blick auf den
moglicherweise fehlenden Bezug zu umweltpolitischen Entscheidungen skep-
tisch. NRO hingegen betonen, dass ECAs unter staatlicher Kontrolle stiinden
und offentliche Funktionen in Bezug auf die Umwelt wahrndhmen (Can/ Seck

2006: 5).

4.3 Investitionsgarantien

Das Verfahren zur Uberpriifung der Umweltauswirkungen von beantragten
Garantien fiir Investitionen lehnt sich prinzipiell an die Common Approaches an,

die Kriterien sind jedoch weniger detailliert ausformuliert.
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Zunachst werden Screening und Kategorisierung der Projekte in A, B oder C
ahnlich zu den Common Approaches vorgenommen.? Fiir die Bewilligung von
A-Projekten werden folgende ausfiihrliche Informationen des Unternehmens zu

umweltrelevanten Aspekten gefordert:

e ,Beschreibung des Projektes nach Standort, Art und Umfang,

e Angaben zu den wesentlichen Umweltauswirkungen des Projektes,

e Beschreibung der Mafinahmen, mit denen diese Auswirkungen ver-
mieden, verringert bzw. ausgeglichen werden konnen,

e Darstellung der Projektalternativen sowie der umweltspezifischen
Griinde fiir die vorgesehene Projektalternative,

e Angaben zur Einhaltung nationaler und internationaler Umweltstan-
dards,

¢ nichttechnische Zusammenfassung der vorgenannten Angaben” (Euler

Hermes/ PwC 2001: 3).

Da gemafs dieser Liste auch Angaben zur Einhaltung nationaler und interna-
tionaler Umweltstandards gemacht werden miissen, schlagen sich die Stan-
dards der Weltbankgruppe ebenfalls bei den Kriterien fiir Investitionsgarantien
nieder. Es finden damit vergleichbar zu den Kriterien fiir Hermesdeckungen

auch soziale Aspekte Eingang in die Vorgaben zur Umweltpriifung.

Eine Nichteinhaltung fiihrt jedoch nicht zwangsldufig zur Ablehnung einer
Deckungsiibernahme, sondern in diesen Fillen ,wird die Forderungswiirdig-
keit im Einzelfall gepriift.” (Euler Hermes/ PwC 2001: 3). Fiir B-Projekte wird
lediglich gefordert, dass fiir jene oben genannten Aspekte Angaben gemacht
werden, die fiir das jeweilige Projekt relevant sind (Euler Hermes/ PwC 2001:

3).

2 Die Einschréankungen von 2 Jahren Kreditlaufzeit und 15 Mio. EUR haben hier keine
Relevanz, da der Garantiezeitraum fiir Investitionen in der Regel ohnehin 15 Jahre
und mehr umfasst.
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Angesichts der bisherigen Praxis, die relevanten Aspekte fiir die Priifung im
Einzelfall festzulegen, lassen sich kaum allgemeine Aussagen tiber den Umfang
und die Wirksamkeit der Priifungen hinsichtlich der Menschenrechte im Inves-
titionsland treffen. Vor dem Hintergrund der Praxis des Umweltpriifverfahrens
stellt PwC in diesem Zusammenhang fest, ,dass die durch Investitionsgaran-
tien geforderten Vorhaben in der weit iiberwiegenden Zahl internationale Um-
welt- und Sozialstandards einhalten und damit deutlich iiber die Mindestan-
forderung fiir die Deckungsiibernahme hinausgehen”?¢. Die Mandatare beto-
nen daher, dass im Allgemeinen die vom Bund geférderten deutschen Unter-
nehmen durch ihre Investitionstatigkeiten , einen wesentlichen Beitrag zur Ver-

besserung der Rahmenbedingungen in den Gastlandern leisten” (PwC 2009).

Unternehmen werden im Antragsverfahren zudem auf die Existenz der
OECD Leitsatze fiir multinationale Unternehmen hingewiesen und auf die Er-
wartung der Regierung, dass die geférderten Unternehmen die Leitsdtze beach-

ten (Antragsformular fiir Investitionsgarantien Stand 2009).

OECD-Leitsdtze fiir multinationale Unternehmen

Die OECD-Leitsdtze fiir multinationale Unternehmen (Fassung 2000) sind
Empfehlungen der unterzeichnenden Staaten an die Unternehmen, bei ihren
Auslandsaktivitdaten soziale und Umweltstandards einzuhalten und die Men-

schenrechte zu achten. Sie gelten bisher nur fiir Investitionen.

Die OECD Leitsdtze decken ein besonders breites Spektrum von Standards
ab. Thre Férderung und Uberpriifung findet iiber die nationalen Kontaktstellen
statt, die auch Beschwerden Betroffener entgegennehmen. Damit verfiigen die

OECD Leitsatze iiber ein dezentrales Beschwerdeverfahren.

2 Schriftliche Stellungnahme der PwC vom 18.12.2009.
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Neben den 30 OECD-Mitgliedslandern haben zurzeit zehn weitere Lander
die Leitsdatze unterzeichnet: Agypten, Argentinien, Brasilien, Chile, Estland,
Israel, Lettland, Litauen, Rumé&nien und Slowenien (Stand August 2009), die

sich damit zur Férderung dieser umfassenden Standards verpflichtet haben.

Fiir ein Monitoring der Einhaltung von Standards werden nach Genehmi-
gung einer Investitionsgarantie jahrliche Berichte zur Umweltsituation des Pro-
jekts gefordert. Das Monitoring erfolgt damit standardmafig {iber die Dauer

der Laufzeit der Garantie.

Uber beantragte oder bewilligte Investitionsgarantien stehen deutlich weni-
ger Informationen als iiber die Hermesbiirgschaften 6ffentlich zur Verfiigung.
Auf der Internetseite des Agaportals, der offiziellen Internetinformationsplatt-
form von Euler Hermes und PwC zur Auflenwirtschaftsforderung, werden
keine zu priifenden A- oder B-Projekte verdffentlicht und auch die genehmig-

ten Projekte nur in einer Auswahl im jeweiligen Jahresbericht vorgestellt.

4.4 Zwischenfazit: Derzeitige Beriicksichtigung der Menschenrech-

te in der Auflenwirtschaftsférderung

Sowohl im Bereich der Hermesdeckungen fiir grofiere Projekte als auch bei
Investitionsgarantien sind innerhalb des letzten Jahrzehnts umfassende Um-
weltpriifverfahren etabliert worden, die auch eine Reihe besonders relevanter

sozialer Problembereiche bei Grofiprojekten adressieren.

Die internationalen Standards der Weltbankgruppe sind hierbei heute die
wesentlichen Grundlagen fiir die sozial-6kologischen Vergabekriterien. Durch
diese Kriterien haben Menschenrechte implizit Eingang in wichtige Bereiche

der Export- und Direktinvestitionsforderung gefunden.
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Jedoch kann festgestellt werden, dass es bisher keinen expliziten Verweis
auf die Menschenrechte gibt, aus denen sich die zu beachtenden Standards im
Einzelnen ableiten. Die internationalen Richtlinien der Weltbankgruppe enthal-
ten damit einerseits wichtige Aspekte, sie bleiben jedoch auf eine konkrete
Auswahl an zu beachtenden Standards begrenzt, ohne auf den durch internati-
onale Vertrage vereinbarten, umfassenderen Katalog an Rechtsanspriichen zu
verweisen. Tendenziell konnen alle Menschenrechte durch unternehmerisches
Handeln beeinflusst werden, wie auch John Ruggie in seinem Bericht betont

(United Nations 2008a: 15; vgl. auch BLIHR 0.D.: 2).

Vor dem Hintergrund der Aufienwirtschaftsférderung erscheint der Ver-
weis auf die Menschenrechte vor allem aus zwei Griinden wesentlich. Zum
einen besteht prinzipiell die Gefahr eines mangelnden staatlichen Schutzes des
Gaststaats und somit durch eine aktive Unterstiitzung des Heimatstaates die

Moglichkeit, dass dieser Beihilfe zu einer Rechtsverletzung leistet.

Zum anderen kommt es trotz der existierenden Standards faktisch immer
wieder zu Unsicherheiten seitens der Unternehmen im Hinblick auf mdgliche
sozial-6kologische Probleme. Grofiprojekte sind wiederholt Gegenstand kriti-
scher zivilgesellschaftlicher Kampagnen. Es ist daher die Frage zu stellen, ob
eine menschenrechtliche Risikoanalyse in der Aufienwirtschaftsférderung allein
als eine zusétzliche ,Belastung” fiir beantragende Unternehmen und nicht
vielmehr auch als eine Chance zur systematischen Beriicksichtigung moglicher
Risiken bei einer Unternehmung verstanden werden sollte. Um das illustrative
Beispiel der privaten Wasserversorgung durch das Konsortium City Water in
Tansania aufzugreifen, so tangierte dieses Rechte, die sich nicht direkt in der
erwahnten Art in ausformulierten Standards niederschlagen. Wenn auch die
Auswirkungen auf die Wasserversorgung Bestandteil der EHS Guidelines sind,
so kann ein projektbezogener Standard dennoch nur schwer die Reichweite der
Konsequenzen fiir die Menschenrechte vor Ort abdecken. Er bleibt stets in der

Unternehmensperspektive, wohingegen die Menschenrechtsperspektive vor
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allem jene der lokalen Bevolkerung abbildet. Unerwartete Risiken, wie in die-
sem Fall etwa die Enteignung durch den tansanischen Staat auf Grundlage des
Vorwurfs der unzureichenden Wasserversorgung, konnten durch diese Per-

spektive moglicherweise besser kalkuliert werden.

Zusammenfassend ladsst sich an dieser Stelle festhalten, dass zum einen kein
expliziter Bezug zu den Menschenrechten hergestellt wird. Wenn dieser in Ein-
zelféllen auch den Umfang der zu priifenden Inhalte erweitern und somit als
Mehrbelastung gesehen werden konnte, so konnten damit andererseits Projekt-
risiken fiir betroffene Gruppen und nicht zuletzt das Unternehmen selbst mog-
licherweise frithzeitig erkannt werden. Ein solcher Bezug wiirde vor allem auch
einen begrifflichen Perspektivenwechsel zugunsten betroffener Anspruchs-

gruppen herstellen.

Zum anderen wird zwar bei (kritischen) Projekten ein umfassendes 6kologi-
sches Assessment durchgefiihrt, das soziale Aspekte enthélt, jedoch bisher kein
systematisches Human Rights Impact Assessment (HRIA), das viele der Inhalte
der jetzigen Sozialpriifung enthalten, jedoch den Blickwinkel starker auf die
Sicht der betroffenen Menschen und Gemeinden vor Ort richten wiirde. Durch-
fithrbar und hinsichtlich des Einflusspotenzials der Unternehmen sinnvoll und
notwendig scheint ein solches HRIA tiiberall dort, wo grofiere Projektfinanzie-

rungen und Direktinvestitionen durchgefiihrt werden.

Auch NRO bewerten die Common Approaches generell als einen ersten Schritt
in die richtige Richtung, sehen aber Verbesserungsbedarf (ECA-Watch 2006).
Ihre Kritik bezieht sich vor allem auf eine unzureichende Transparenz und In-
formationspolitik der ECAs, die mangelnde Einbeziehung der Betroffenen vor

Ort und die fehlende Beachtung der Menschenrechte.
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5. Ansatze fiir eine Reform der Aufien-
wirtschaftsforderung

Im Folgenden werden mogliche Reformansatze vorgestellt, die in der inter-
nationalen Debatte sowie teilweise bereits in der Praxis der Aufienwirtschafts-
forderung anderer OECD-Lander existieren. Diese beziehen sich auf den expli-
ziten Bezug der Forderungskriterien zu den Menschenrechten, die Transparenz
der Vergabe, die Moglichkeit externer Beschwerdeinstanzen sowie die Etablie-

rung von Human Rights Impact Assessments.

5.1 Expliziter Bezug der Priifkriterien zum Menschenrechtskatalog

Wie die Bestandsaufnahme der deutschen Praxis und der zugrunde liegen-
den internationalen Standards deutlich macht, werden bisher wesentliche Men-
schenrechte vor allem implizit, das heifst anhand von Sozial- und Umweltstan-
dards berticksichtigt. Es finden somit bereits zentrale Rechte regelmifsig Ein-
gang in die Auflenwirtschaftsforderung, etwa im Bereich der Zwangsumsied-
lungen und der Rechte Indigener, aber auch im Bereich Arbeitsschutz und -

sicherheit.

Eine Moglichkeit, die allgemein diskutiert wird, ist ein Verweis auf funda-
mentale Menschenrechte moglicher Betroffener, die durch Unternehmenshan-
deln beeinflusst werden konnen (vgl. BLIHR 2008; Castan Centre for Human
Rights Law et al. 2008). Dies wiirde zundchst keine neuen Priifungen fiir Unter-
nehmen bedeuten, sondern vielmehr das Lernen im Bezug auf die Menschen-
rechte und damit verbundene Anspriiche in der Praxis ermoglichen, um somit
nachhaltig eine konsequentere Beriicksichtigung der Menschenrechte in der
Auflenwirtschaftsforderung zu ermoglichen. Eine derartige Liste zentraler
Rechte, die durch Unternehmensaktivitaten betroffen sein konnen, sowie eine
kurze Erlauterung der moglichen Bedeutung in der Unternehmenspraxis hat
beispielsweise das Castan Centre for Human Rights Law der Monash University in
Zusammenarbeit mit dem International Business Leaders Forum, dem VN Hoch-

kommissariat fiir Menschenrechte und dem VN Global Compact herausgegeben.
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Es handelt sich nicht um eine offizielle und erschdpfende Interpretation der
Menschenrechte, sondern um ein ,Lerninstrument” im genannten Sinne, um
Unternehmen die moglichen Erwartungen, die an sie hinsichtlich der Beach-
tung von Menschenrechten durch jeweilige Stakeholder gestellt werden, zu
verdeutlichen. Auch die Business Leaders Initiative on Human Rights (BLIHR) hat
eine vergleichbare Liste von 28 essentiellen Verantwortlichkeiten im Bezug auf
Menschenrechte und ihrer ,,Ubersetzung“ in konkrete Aspekte der Unterneh-
menspraxis als , Essential Steps” (BLIHR o0.D.) entwickelt, auf die in Kapitel 5.4
naher eingegangen wird. Eine derartige Konkretisierung der Erwartungen, die
aus internationalen Menschenrechten erwachsen, konnte die Planung und Risi-
koanalyse insbesondere bei Grofsprojekten erleichtern und gleichzeitig uner-

warteter Kritik durch betroffene Gruppen vorbeugen.

Neben solchen Initiativen konnte auch der Staat durch einen expliziten
Verweis auf die Rechte der Betroffenen das Bewusstsein fiir die Menschenrech-
te bei Unternehmen schérfen. Ein solcher Verweis auf die Menschenrechte hatte
ein hoheres normatives Gewicht als der Hinweis auf vereinbarte soziale Krite-
rien und wiirde damit dem zentralen Stellenwert fundamentaler Menschen-
rechte fiir die deutsche Aufienpolitik Rechnung tragen. Bisher gibt es in der
Praxis nationaler ECAs keinen umfassenden Verweis auf die Menschenrechte.
Ein Beispiel fiir eine Exportkreditagentur, bei der zumindest im Ansatz ein
expliziter Bezug auf die Menschenrechte sichtbar wird, ist die Export Develop-

ment Canada (EDC).

Insbesondere vor dem Hintergrund, dass kanadische Exportunternehmen
héufig in menschenrechtlich kritischen Bereichen wie dem Bergbau sowie der
Zulieferung und Betreibung von Wasservorhaben titig sind, forderte das Stan-
ding Committee on Foreign Affairs and International Trade des kanadischen Parla-
ments in seinem 14. Bericht an das Parlament die Regierung auf, klare rechtli-
che Normen zu erlassen, um sicherzustellen, dass kanadische Unternehmen
und Personen zur Verantwortung gezogen werden konnen, wenn ihnen eine

Beteiligung bei Umweltvergehen oder Menschenrechtsverletzungen im Zu-
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sammenhang mit Aktivititen kanadischer Bergbauunternehmen im Ausland
nachgewiesen werden (House of Commons 2005). Ein darauf aufbauender Ge-
setzesvorschlag befindet sich zurzeit im Gesetzgebungsverfahren (Halifax Initi-

ative 2009a).

Die kanadische Aufienwirtschaftsférderung scheint somit starker als andere
Lander gefordert zu sein, Umwelt- und menschenrechtliche Belange in ihre
Priifkriterien zu integrieren. Dies ist umso bedeutsamer, da EDC sowohl Kre-
ditversicherungen als auch direkte Finanzierungen von Projekten durchfiihrt
und damit einen direkteren Einfluss auf die finanzierten Unternehmen ausiiben

kann.

Die gesetzlichen Grundlagen fiir die kanadische AufSenwirtschaftsforderung
erwahnen bisher zwar ebenfalls keinen Bezug zu Menschenrechten, allerdings
hat die EDC 2008 ein Statement zu Menschenrechten verabschiedet. Darin er-
kennt die Agentur die besondere Bedeutung, die Finanzinstitute zur Vermei-
dung von Menschenrechtsverletzungen haben, an. So seien Menschenrechte
bereits vorher als Bestandteil der staatlichen Sorgfaltspflicht verstanden wor-
den, jedoch sei dies nicht aktiv kommuniziert worden.? EDC will dariiber hin-
aus gute Beispiele menschenrechtlicher Verantwortung von Wirtschaftsunter-
nehmen identifizieren und in sein Priifverfahren integrieren. Die Agentur sieht
ihre Aufgabe vor allem darin, Hilfestellung fiir Unternehmen bei der Bewilti-
gung menschenrechtlicher Problemstellungen zu bieten. Hierfiir werden Men-
schenrechte als erweiterte politische Risikoanalyse aufgefasst. Wahrend dabei
das Zielland hinsichtlich der Menschenrechtssituation beurteilt wird, werden

Unternehmen danach beurteilt, ob von ihnen aufgrund ihrer Politik und ihrer

% Telefoninterview mit Signi Schneider, EDC Director Political Risk Assess-
ment, am 18.12.2009.
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bisherigen Aktivitaten erwartet werden kann, mit den Herausforderungen des

Zjellandes aus menschenrechtlicher Sicht zufriedenstellend umzugehen.2

Gegeniiber dem Sonderbeauftragten der VN fiir Wirtschaft und Menschen-
rechte hat EDC sich bereit erklart, den VN-Prozess zu Wirtschaft und Men-

schenrechten aktiv zu begleiten, ohne dies jedoch zu spezifizieren.

Die Umweltpolitik der EDC wurde zwischen Mai und August 2009 einer ei-
genen Revision unterzogen. Es sollte dabei unter anderem praziser geklart wer-
den, welche Umwelt- und Sozialstandards bei welchen Projektbewertungen
greifen miissen (IFC Performance Standards, Weltbank Safeguards) und welche
Ausnahmen moglich sind. Weitere Themen der Revision waren die Verbesse-
rung der Beteiligung der von den Projekten betroffenen Bevolkerung, das Mo-
nitoringverfahren der EDC, die Klimapolitik und die Informationspolitik. Die
unterschiedlichen Interessengruppen sind aufgefordert, ihre Stellungnahmen
abzugeben. Ende 2009 sollten dann iiberarbeitete Umweltleitlinien veroffent-

licht werden.

Insgesamt kann das Beispiel Kanadas damit noch kein Best-Practice-Beispiel
fiir die Beriicksichtigung der Menschenrechte darstellen. Es ist auch zunédchst
unklar, welche Konsequenzen aus den dargelegten Bekenntnissen in der Praxis
folgen. Das Beispiel spiegelt jedoch einen Entwicklungsprozess wider, in dem
eine ECA die Menschenrechtsproblematik stdrker aufzunehmen versucht. So
begriifit auch Amnesty International die Fortschritte, die EDC im Hinblick auf
die Beriicksichtigung der Menschenrechte gemacht hat, schrankt aber ein: “[W]e
feel that Export Development Canada’s efforts to date still fall short of what is required:
a comprehensive and coordinated framework; necessary standards; full disclosure; bind-
ing commitments; investigation and disciplinary processes; mandatory language; reme-

dies for victims; and public accountability” (Amnesty International 2008). Ein

2% Telefoninterview mit Signi Schneider, EDC Director Political Risk Assess-
ment, am 18.12.2009.
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Hauptkritikpunkt der NRO ist die fehlende Transparenz, da die Ergebnisse der
Priifberichte nicht veroffentlicht werden (Keenan, 2008: 11). Auf dieses Problem

wird im Folgenden eingegangen.

5.2 Transparenz und parlamentarische Kontrolle

Insbesondere fiir zwei zentrale Saulen einer demokratischen Verankerung
der Auflenwirtschaftsforderung ist der 6ffentliche Zugang zu relevanten Infor-
mationen entscheidend. Erstens fiir die Moglichkeit parlamentarischer Kontrol-

le, zweitens auch fiir die Moglichkeit der aktiven Einbeziehung von NRO.

5.2.1 Transparenzanforderungen im Kontext nationaler ECAs

Aus der offentlichen Auflenwirtschaftsférderung ergeben sich Anforderun-
gen an die Transparenz der bewilligten Projekte, die fiir die Mdglichkeit 6ffent-
licher Debatten und Beschwerden bei menschenrechtlichen Problemen von
essentieller Bedeutung sind. Zugleich stehen diese Anforderungen aber teilwei-
se im Zielkonflikt mit dem unternehmerischen Interesse an der Wahrung von
Betriebsgeheimnissen. So unterliegen alle ECAs der OECD Mitgliedslander in
ihrer Informationspolitik einer generellen Verpflichtung, sensible Wirtschafts-
daten nicht zu verdffentlichen. Die Offenlegung erfolgt dann meist nur mit der
Zustimmung des Antragstellers. Allerdings zeigen sich im Detail durchaus
Unterschiede. So fordert etwa die Australische Export Finance and Insurance

Cooperation (EFIC) vom Antragsteller die Veroffentlichung der UVP.

Auch die US-amerikanische Ex-Im Bank gibt die UVP zumindest auf Anfra-
ge weiter, mit Ausnahme von vertraulichen Informationen der Unternehmen.

Nach eigenen Angaben haben aber bisher alle Unternehmen der Veroffentli-
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chung von Basisinformationen und UVPs von A-Projekten zugestimmt.?” In der
Informationspolitik bewegt sich die Ex-Im Bank zwischen dem Anspruch auf
Vertraulichkeit des Exporteurs und dem Freedom of Information Act, der die
Bank zur Information {iber 6ffentlich geférderte Projekte verpflichtet. Die Ex-Im
Bank gibt einen Uberblick iiber anhingige Projekte, die in der A- und B-
Kategorie zu finden sind (Ex-Im Bank 2009). Bei Projekten der A-Kategorie ist
die Veroffentlichung von Priifberichten {iber die Umsetzung der Projekte expli-
zit Bestandteil der Vertrage mit den Unternehmen. Damit geht die Ex-Im Bank

in ihrer Informationspolitik weiter als die europdischen ECAs.

Die Japan Bank for International Cooperation (JBIC) geht noch einen Schritt wei-
ter. Sie verpflichtet das Unternehmen oder den Besteller, die betroffene Bevol-

kerung und Interessengruppen zu informieren und zu konsultieren.

Bei den Hermesdeckungen werden Informationen ohne die explizite Zu-
stimmung des Antragstellers nicht herausgegeben. Dennoch ist zu betonen,
dass die Website mit Informationen zu den gefdrderten A-Projekten gut zu-
ganglich gestaltet und direkt die UVP oder zumindest eine Zusammenfassung
offentlich einsehbar ist. Auch der Bericht an die ECG der OECD f{iber alle bewil-

ligten Projekte wird hier verdffentlicht.

Die Common Approaches sehen eine Berichtspflicht vor, die NRO den Zugang
zu Informationen erleichtern soll. Auflerdem werden informelle Konsultationen
von ECAs in mehreren Landern durchgefiihrt. Auch in Deutschland finden in

unregelméfliigen Abstanden informelle Gespriache zwischen dem IMA, dem

7 Flir Berichte iiber die Umsetzung und Einhaltung der Standards schreibt die
Bank auf ihrer Website “The availability of such reports is subject to U.S. Federal
law, which may require Ex-Im Bank to protect them from disclosure” (Ex-Im Bank
2008).




Christian Scheper und Heidi Feldt

Mandatarkonsortium und einigen NRO statt. Eine formale Festlegung auf Kon-

sultationen mit NRO ist aber bisher nicht vorgesehen.

De facto ist in den Common Approaches Transparenz als Mechanismus zur
Regelbefolgung (Compliance Mechanism) angelegt. Die Konsequenzen, die sich
daraus fiir das Monitoring von Projekten ergeben, werden aber kontrovers dis-
kutiert. So sehen Kritiker darin eine Externalisierung der Kosten fiir das Moni-
toring, da den NRO faktisch die Aufgabe der Uberpriifung obliege, ohne dass
dies jedoch explizit formuliert ware (Schaper 2008b: 8). Laut Schaper (2008b:
11f.) sei die ex-ante Transparenz zu den umweltrelevanten Projektinformatio-
nen genau aus diesem Grund in die Common Approaches aufgenommen worden.
Da Transparenz als Voraussetzung fiir Erfiillungskontrolle unverzichtbar sei,
konne aus dieser Perspektive die Kontrolle im Wesentlichen durch NRO nur

eine zweitbeste Losung sein, da so kein systematisches Monitoring moglich sei.

Aus Sicht der Mandatare hingegen ist es nicht der Sinn des Monitoring, die
aus Deutschland gelieferten Anlagen durch die Bundesregierung fortwahrend
zu kontrollieren. Vielmehr werde die Erfiillung von Auflagen fiir die Aufien-
wirtschaftsforderung bis zur Erfiillung iiberwacht. Dariiber hinaus konne je-
doch eine Kontrolle der Unternehmensaktivitdten im Ausland nicht Aufgabe
der Bundesregierung sein. Es konne daher auch nicht von einer ,Abwalzung”

einer solchen Aufgabe auf NRO gesprochen werden.

Letztlich muss die Transparenz aber schlicht als Voraussetzung fiir eine de-
mokratische Legitimation der Aufienwirtschaftsférderung betrachtet werden,
die die Moglichkeit der Uberpriifung und kritischen Beurteilung der Férderpo-
litik des Bundes durch zivilgesellschaftliche Organisationen und das Parlament
eroffnet. Sie darf jedoch nicht als Ersatz fiir ein regelméfiiges Monitoring durch

die Akteure der Aufienwirtschaftsfdrderung selbst dienen.



Auflenwirtschaftsforderung und Menschenrechte

5.2.2 Moglichkeiten parlamentarischer Kontrolle

Eine parlamentarische Kontrolle auf Ebene von Einzelentscheidungen schei-
tert weitgehend an der praktischen Realisierbarkeit. Eine Priifung der einzelnen
Antréage auf Unterstiitzung durch den Haushaltsausschuss oder durch ein an-
deres Gremium des Bundestages erscheint nicht sinnvoll, da der zeitliche Auf-
wand und die entsprechende Verzogerung im Genehmigungsverfahren sehr
grofs waren. Anders verhilt es sich aber in der Frage, wer menschenrechtliche
Standards fiir die Auflenwirtschaftsforderung definieren sollte. Dies wiére als

Aufgabe des Parlaments prinzipiell wiinschenswert.

Als Beispiel kann hier erneut die US-amerikanische Ex-Im Bank angefiihrt
werden. Im Gegensatz zur deutschen Aufienwirtschaftsférderung ist die Ex-Im
Bank keine permanente Einrichtung, sondern sie muss im Abstand von fiinf
Jahren den Kongress um eine erneute Autorisierung bitten. Laut Schaper
(2008a) war dies der entscheidende Tatbestand, den NRO in den USA nutzten,
um friithzeitig die Integration von Umwelt- und Sozialstandards? in das Ver-
fahren der Ex-Im Bank einzufordern. NRO konnten durch gezielte Lobbyarbeit
den Prozess der Neuautorisierung verlangsamen oder an Bedingungen kniip-

fen.

Die parlamentarische Kontrolle der Aufsenwirtschaftsforderung ist laut
Schaper (2008a) auch entscheidend fiir den Erfolg der Durchsetzung von NRO-
Forderungen. NRO tragen zu einer aktiven und kritischen 6ffentlichen Debatte
iiber Auflenwirtschaftspolitik bei. In Deutschland haben sich vor allem zwei
NRO, Urgewald und WEED, intensiv mit Exportkrediten auseinandergesetzt
und sich zur sogenannten Hermeskampagne zusammengeschlossen. Auf inter-

nationaler Ebene sind sie dem Netzwerk ECA-Watch angeschlossen. Der

%8 Analog zu den spater eingefiihrten Weltbank Safeguards und IFC Performance
Standards.
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Schwerpunkt ihrer Arbeit lag in den letzten Jahren auf der Lobbyarbeit gegen

den geplanten Ilisu-Staudamm in der Tiirkei.

5.3 Einrichtung unabhingiger Beschwerdeinstanzen

John Ruggies politischer Handlungsrahmen betont als dritte Saule den Zu-
gang zu Rechtsmitteln und Wiedergutmachung fiir Opfer im Falle von Men-
schenrechtsverletzungen. Die Moglichkeit der Beschwerde ist damit auch ein
Reformansatz fiir die Aufienwirtschaftsférderung, die auch zu einer kontinuier-
lichen Weiterentwicklung der sozialen, kologischen und menschenrechtlichen

Kriterien beitragen kann.

Die kanadische EDC ist eine der wenigen Kreditagenturen, die seit 2001 eine
Beschwerdeinstanz eingerichtet haben. Sie basiert auf einem Obmann (Compli-
ance Officer), der als Briicke zwischen der EDC und den Stakeholdern fungieren
soll. Seit ihrem Bestehen bis Ende 2008 wurden 17 Beschwerden eingereicht,

von denen jedoch nur zwei in das Mandat des Obmanns fielen (EDC 2008).

Neben der EDC verfiigt auch die japanische JBIC iiber ein Beschwerdever-
fahren. Zusammen mit der Einfithrung von Sozial- und Umweltleitlinien wurde
ein Uberpriifungsmechanismus (Objection Procedure) bei der JBIC aufgebaut, der
von zwei unabhingigen Personen — meist Universitdtsprofessoren — gebildet
wird (JBIC 0.D.). Durch die Einrichtung dieser Beschwerdestelle soll die Einhal-
tung der Umwelt- und Sozialleitlinien der JBIC sichergestellt werden. Sie soll
im Falle von Regelverletzungen friihzeitig eingreifen, um unter den beteiligten
Interessengruppen einen Dialog zu ermdglichen und so negative Auswirkun-

gen durch Projekte zu minimieren oder zu verhindern.
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5.4 Human Rights Impact Assessment und systematische Beriick-

sichtigung von Menschenrechten in der Unternehmenspraxis

Ein wesentliches Problem fiir die Verankerung der Menschenrechte in der
Unternehmenspraxis und damit auch als mdgliches Hindernis fiir eine Ver-
kniipfung mit der Aufsenwirtschaftsforderung liegt darin begriindet, dass
kaum ,,Ubersetzungen” der Menschenrechte fiir die unternehmerische Praxis
existieren, d.h. kein konkreter Leitfaden fiir Unternehmen, ,,der ihnen bei der
Klarung der Frage helfen [kann], worin genau der Beitrag zur Wahrung und
Forderung der Menschenrechte bestehen solle, der von ihnen als einem der
,Organe der Gesellschaft’ erwartet wird” (Leisinger 2008: 63). So stellt sich fiir
Unternehmen haufig die Frage, was eine Berticksichtigung der Menschenrechte
konkret im Unterschied zu Sozial- und Umweltstandards in der Praxis bedeu-
ten wiirde. Dies ist damit teilweise auch mit Zuriickhaltung und der Befiirch-
tung zusatzlicher Belastungen verbunden. Die Einbeziehung der Menschen-
rechte in das Entscheidungsverfahren iiber Projekte wird somit weniger als
Chance fiir das strategische Management verstanden, um mogliche Risiken fiir
Stakeholder und damit auch fiir das Unternehmen zu ermitteln und zu umge-
hen. Ebenso findet die Moglichkeit, dass sich vorbildliche Unternehmen durch
den systematischen Umgang mit Menschenrechtsfragen in positivem Sinne
strategisch positionieren konnen, bisher vergleichsweise wenig Beachtung (Lei-

singer 2008: 63).

So entsteht in der Tendenz die Perzeption neuer biirokratischer Hiirden oh-
ne sichtbaren Mehrwert. Es geht also zum einen um die Moglichkeit, Men-
schenrechte {iberpriifbar in die Unternehmenspraxis zu integrieren, anderer-
seits darum, sie als Teil des strategischen Managements zu begreifen, der nicht
im Sinne einer zusatzlichen Hiirde, sondern vielmehr als Instrument der Risi-

koanalyse verstanden wird.

Um die Beriicksichtigung von Menschenrechten bei Projekten oder Investiti-

onen und damit in einem Antragsverfahren {iberpriifbar zu machen, bedarf es
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deshalb standardisierter Abfragen. Dies konnte analog zur UVP in einer Men-

schenrechtsrisikoanalyse (Human Rights Impact Assessment, HRIA) erfolgen.

Ruggie (United Nations 2007) fiihrt folgende Punkte als zentrale Bestandteile

eines HRIA auf:

die rechtlichen Rahmenbedingungen des Bestellerlandes,
die Situation der Menschenrechte in der Region,
der Einfluss des Projektes auf die Menschenrechte vor Ort,

die Bestimmung der menschenrechtlichen Herausforderungen und

Handlungsmdglichkeiten der Unternehmen.

Bisher gibt es fiir HRIAs keine umfassenden, anerkannten und standardi-

sierten Instrumente. Mehrere Institutionen haben jedoch bereits Verfahren ent-

wickelt und sind dabei, sie einem Praxistest zu unterziehen:

Das dénische Institut fiir Menschenrechte hat ein Human Rights Compli-
ance Assessment entwickelt, das mittels sehr detaillierter Fragen einem
Unternehmen erlaubt, die menschenrechtlichen Konsequenzen seines
geplanten Vorhabens einzuschitzen und die eigene Menschenrechtspo-
litik zu tiberpriifen.

Der Global Compact, das International Business Leaders Forum (IBLF) und
die IFC haben einen Guide to Human Rights Impact Assessment and Mana-
gement (2007) konzipiert, der sich zurzeit noch in der Testphase befin-
det. Ende 2009 sollte eine getestete Version veroffentlicht werden.

Das kanadische Menschenrechtsinstitut Rights and Democracy hat ein
HRIA fiir Auslandsdirektinvestitionen entwickelt, das in erster Linie
den lokalen Gemeinschaften und NRO die Moglichkeit bieten soll, die
Auswirkungen von Direktinvestitionen auf Menschenrechte zu beurtei-

len (Rights and Democracy 2007).

Dariiber hinaus hat BLIHR in Zusammenarbeit mit dem VN Global Compact

und dem VN Hochkommissariat fiir Menschenrechte 2003 einen Guide for In-

tegrating Human Rights into Business Management mit einer sogenannten Men-
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schenrechtsmatrix erstellt, die BLIHR-Mitgliedsunternehmen in der Praxis tes-
ten. Mithilfe dieser Matrix konnen Unternehmen systematisch Menschenrechte
in ihre Unternehmenspolitik integrieren. Die Matrix ist inzwischen in der zwei-
ten Auflage als interaktives Online-Tool fiir Unternehmen verfiigbar und er-
laubt neben der Anwendung fiir eine Ubersicht iiber die menschenrechtsrele-
vanten Praktiken des Unternehmens auch die Einordnung einer einzelnen In-
vestitionstatigkeit. Das Instrument ist damit kein Impact Assessment im eigentli-
chen Sinne, sondern bietet vielmehr einen Ansatz fiir die Integration der Men-

schenrechtsperspektive in das Unternehmensmanagement.

Die Beispiele zeigen, dass der Bereich der HRIA und der Integration der
Menschenrechte in das Unternehmensmanagement sich in einer dynamischen
Entwicklungsphase befindet. Im Einzelfall hdangt es letztlich vom Unternehmen,
dem Sektor, der Situation im Zielland und dem jeweiligen Exportgeschaft oder
der Investition ab, welches Instrument geeignet und in welchem Umfang ein

HRIA sinnvoll ist.

Es kann daher in dieser Studie keine Analyse der bisher entwickelten In-
strumente und ihrer jeweiligen Praxistauglichkeit vorgenommen werden. Um
jedoch grundsitzlich die Idee der Verankerung der Menschenrechte im Unter-
nehmensmanagement bzw. in einem Priifverfahren fiir eine Investitionstatig-
keit zu verdeutlichen, soll hier beispielhaft auf einige grundlegende Schritte fiir
eine bewusste Berticksichtigung der Menschenrechte auf Basis der BLIHR Mat-

rix eingegangen werden.

Die von BLIHR entwickelten Essential Steps bilden zunachst eine Art Vorstu-
fe und sollen als Minimalstandard zur Erfiillung der responsibility to respect ver-
standen werden, als ,level playing field across all business sectors and geographies”
(BLIHR o0.D.: 1). Die 28 Essential Steps listen Verantwortlichkeiten auf Basis fun-
damentaler Rechte auf, die BLIHR als wesentlich fiir eine Erfiillung der men-

schenrechtlichen Verantwortung von Unternehmen einstuft. Fiir jedes der ge-
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nannten Rechte wird eine kurze Erlduterung gegeben, welche Schritte eine Er-

fiilllung mindestens erfordert (BLIHR 2009).

Die Matrix bietet dann ein Instrument, bei dem die wesentlichen Menschen-
rechtsnormen mit der Erwartung der Gesellschaft bzw. der Stakeholder an das
Unternehmen in notwendige (essential steps) und weiterreichende Mafinahmen
(beyond essential steps) eingeordnet werden. Die notwendigen Schritte konnen
hierbei als ,,Ubersetzung” (BLIHR et al. 0.D.) wesentlicher Menschenrechtsarti-
kel in die grundlegenden Anforderungen verstanden werden, die ein Unter-
nehmen erfiillen muss, um seiner Sorgfaltspflicht nachzukommen. Die weiter-
gehenden Mafinahmen betreffen alle positiven Aktivitdten eines Unterneh-
mens, die unabhéngig von der Erfiillung der notwendigen Schritte durchge-

fuhrt werden.

Exemplarisch sei im Folgenden das Recht auf Nicht-Diskriminierung darge-

stellt:

., Verantwortung im Hinblick auf das Recht auf Nichtdiskriminierung:

Um dieses Recht zu respektieren halten die BLIHR-Unternehmen
folgende Schritte fiir notwendig;:

a) Nicht zu diskriminieren auf der Basis von ethnischer Zu-
gehorigkeit (race), Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religi-
on, politischer oder sonstiger Meinung, nationaler oder so-
zialer Herkunft, Eigentum, Geburts- oder sonstigem Sta-
tus, Behinderung, Alter, Gesundheitsstatus, Familienstand,
Elternstatus oder sexueller Orientierung. Ausnahmen bil-
den lediglich solche Fille, in denen eine Diskriminierung
durch der Arbeit innewohnende Anforderungen gerecht-
fertigt ist. Nicht-Diskriminierung erfordert insbesondere

b) ein Arbeitsumfeld zu schaffen, das frei von Formen der Be-
lastigung, insbesondere sexueller Beladstigung, Bedrohung
oder Drangsalierung ist;

) sicherzustellen, dass die Beférderung und Beendigung von
Arbeitsverhaltnissen auf legitimen, nicht-diskriminieren-
den, wirtschaftlichen Griinden basieren, wie Erfahrung
und Kompetenz;

d) sicherzustellen, dass gleicher Lohn fiir gleiche Arbeit ge-
zahlt wird, ohne Unterscheidung, die auf oben genannten
Aspekten beruht, unter Beriicksichtigung von Lohnunter-
schieden in unterschiedlichen Landern und Regionen;
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e) anzuerkennen, dass gezielte Fordermafsnahmen keine Dis-
kriminierung darstellen” (BLIHR o.D., eigene Uberset-
zung).

Auf Grundlage derartiger Erlduterungen fiir die 28 Essential Steps soll die
Menschenrechtsmatrix dem Management die Moglichkeit bieten, Unterneh-
menspolitiken besser einschidtzen und Handlungsschwerpunkte bestimmen zu
konnen (Leisinger 2008: 63). Ein Ampelsystem bietet im Ergebnis eine Ubersicht
iiber kritische Bereiche bzw. solche, in denen das Unternehmen besonders posi-

tiv aufgestellt ist.

Abbildung 3: Beispiel fiir die Darstellung einer Menschenrechtsmatrix:

Die BLIHR-Matrix findet Anwendung fiir unterschiedliche Unternehmensbereiche und
Geschaftsaktivitaten. Standardmaéfig sieht sie sieben Bereiche als Analyseeinheiten vor:
Beschiftigung, Arbeitsplatz, Produkte und Dienstleistungen, Zulieferkette, Gemein-
schaft, Sicherheit und Unternehmensverhalten (corporate conduct). Zu jedem Bereich
werden weitere Untereinheiten definiert, fiir die jeweils Abfragen auf Basis der wesentli-
chen Rechte (essential steps) und weitergehender Mafsnahmen (beyond essential steps)
gemacht werden. Das Schaubild zeigt das Beispiel , Beschaftigung”, fiir das in der Grafik
die Untereinheit , Einstellung und Kiindigung” (hiring and dismissal) fiir ein Unterneh-

men bewertet wurde:
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Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von BLIHR et al. 0.D.

Die Ergebnisse der Matrix konnen in verschiedene Management-Systeme
einfliefen und mit HRIA-Instrumenten verkniipft werden. Eine Etablierung
von Managementsystemen zur Uberpriifung menschenrechtlicher Auswirkun-
gen der Unternehmenspolitik kénnte etwa mit dem Antragsverfahren bei der
Forderung grofier Projekte durch Hermesdeckungen oder Investitionsgarantien

verkniipft werden.

Unabhéngig von einem solchen Ansatz ware auch eine Durchfithrung von
Menschenrechtspriifungen durch die ECAs selber denkbar. So fiithrt die kanadi-
sche EDC nach eigenen Angaben ein ,Human Rights Assessment” als Teil ihrer

Sorgfaltspflicht durch (Halifax Initiative 2009).%

2 Im Unterschied zu Euler Hermes vergibt EDC auch aktiv Kredite und kann
damit einen direkteren Einfluss auf die Gestaltung von Projekten nehmen.



Auflenwirtschaftsforderung und Menschenrechte

Insgesamt ldsst sich festhalten, dass fiir die deutsche Forderungspolitik der
Ansatz der strategischen Berticksichtigung durch das Unternehmen selbst sinn-
voll erscheint, da die Beriicksichtigung der Menschenrechte somit direkt in der
Planungsphase eines Projekts erfolgen konnte und auf Basis jener Informatio-
nen, die ohnehin im Rahmen von Umwelt- und Sozialvertraglichkeitspriifun-
gen erhoben werden. Im Rahmen des Antragsverfahrens auf Exportforderung
konnte eine entsprechende Beriicksichtigung der Menschenrechte durch die
Mandatare gepriift werden (vgl. Spiefs 2009). Euler Hermes und PwC koénnten
hierbei zusatzlich aktive Unterstiitzung durch Beratung, die Bereitstellung von
menschenrechtlichem Know-How und von Management-Tools wie beispiels-

weise der BLIHR Menschenrechtsmatrix leisten.

6. Zentrale Herausforderungen fiir eine stirke-
re Verankerung der Menschenrechte in der

Auflenwirtschaftsférderung

6.1 Fehlendes Level Playing Field im internationalen Wettbewerb

Fiir die Privatwirtschaft ist die Verankerung sozialer und 6kologischer Kri-
terien in der Auflenwirtschaft unmittelbar verbunden mit der Frage der globa-
len Wettbewerbsfahigkeit. So bestehen heute bereits Anforderungen an deut-
sche Unternehmen seitens der Auflenwirtschaftsforderung, die jene in Schwel-

lenlandern weit tibertreffen.

Mit Blick auf die globale Konkurrenz stellt sich aus Unternehmenssicht teil-
weise das Problem, dass angesichts der fehlenden Gleichheit der Wettbewerbs-
bedingungen die Kriterien der Aufienwirtschaft nur noch schwer zu erfiillen
sind, da auslandische Konkurrenten zu geringeren Standards und damit auch

zu sehr viel niedrigeren Kosten exportieren kénnen. Aus dieser Sicht ist es da-
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her unerlasslich, die Anstrengungen um eine Integration der Schwellenlander

voranzutreiben und somit die Reichweite der Common Approaches zu erhohen.

Letztlich ergibt sich hieraus aber auch ein Problem fiir den potenziellen Ein-
fluss der OECD-Standards auf die Bedingungen in den Ziellindern. So argu-
mentieren vor allem Vertreter der Privatwirtschaft, dass sich eine Weiterent-
wicklung der Common Approaches ohne eine Beteiligung wichtiger Schwellen-
lander kontraproduktiv auf das Ziel der Anwendung sozial-6kologischer Stan-
dards in den Ziellandern auswirken wiirde.® Zum einen wiirden durch hohe
soziale und Okologische Anforderungen an deutsche Unternehmen diese teil-
weise aus Projekten verdrdngt. Dies fithre dann zum Teil zur Durchfithrung
derselben Projekte durch Konkurrenten aus Schwellenliandern, die haufig sehr
viel geringere Standards zugrunde legen wiirden. Fiir die Betroffenen in den
Ziellandern ergidbe sich somit moglicherweise eine negative Wirkung. Zum
anderen erschwere eine Weiterentwicklung die Bemiihungen um eine Beteili-
gung weiterer Lander an den OECD-Standards, da die Hiirden und Kosten der

Anpassung wachsen wiirden.3

Einige Unternehmen argumentieren, dass der Einfluss, den eine Entschei-
dung fiir oder gegen ein Exportgeschift auf die Bedingungen im Zielland hat,
auch wesentlich von der Stellung des Exporteurs im jeweiligen Markt abhéange.
Weise der Exporteur ein Alleinstellungsmerkmal auf, so habe er moglicherwei-
se eine Verhandlungsposition gegeniiber dem Kunden im Zielland, die auch
eine Veranderung sozialer und okologischer Aspekte mit sich fiihren konne.
Diese Einflussmoglichkeit sei vor allem dann gegeben, wenn es sich um ein
Projekt handele, das ohne den entsprechenden Exporteur nicht durchgefiihrt

werden konne. In aller Regel jedoch handele es sich um Ausschreibungsge-

3 Schriftliche Stellungnahme des Business and Industry Advisory Committee to
the OECD vom 13.11.2009.

31 Ebenda.
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schafte, bei denen der deutsche Exporteur mit Wettbewerbern aus anderen
Landern konkurriere. In diesen Féllen sei eine aktive Einflussnahme letztlich
nur bedingt moglich. Sie wird seitens vieler Unternehmen vor dem Hinter-
grund des globalen Wettbewerbs im klassischen Ausschreibungsgeschift als

minimal eingestuft.3?

Hier zeigt sich die Notwendigkeit, neben hohen Standards innerhalb der
OECD auch aufierhalb der OECD diplomatischen Druck fiir die Beachtung
sozialer und okologischer Standards vor allem von Seiten der Schwellenlander
auszuiiben. Allerdings ist umstritten, inwieweit es tatsdchlich zu einer Wettbe-
werbsbenachteiligung von Exporteuren aus OECD-Landern gegeniiber Nicht-
OECD-Landern durch die Common Approaches kommt (Schaltegger et al. 2009:
37), denn der Wettbewerb der Exportunternehmen wird durch eine Vielzahl
relevanter nationaler und internationaler Regulierungen bestimmt.3 Die OECD
Common Approaches stellen nur einen Teilaspekt der bestehenden exportrelevan-

ten Regulierungen dar.

Fiir Direktinvestitionen stellt sich die Herausforderung der globalen Kon-
kurrenz dhnlich dar, allerdings scheint der Aufwand fiir sozial-6kologische
Priifungen allein angesichts des Projektumfangs eher zumutbar als bei kleine-
ren Exporten. Das Einflusspotenzial deutscher Investoren hingegen ist in aller

Regel grofser, wie in Kapitel 3 dargestellt wurde.

3 Gesprach mit Unternehmensvertretern in Berlin am 02.12.2009.

3 Neben den bereits erwdhnten Regelungen fiir die AuSenwirtschaftsférderung
sind fiir Exportunternehmen die Vorgaben der WTO mit seinen verpflichten-
den Abkommen wichtig. Hierzu zdhlen das Allgemeine Zoll- und Handels-
abkommen (GATT), das Allgemeine Abkommen iiber den Handel mit Dienst-
leistungen (GATS) und das Abkommen iiber den Schutz geistigen Eigentums
(TRIPS).
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Festzuhalten bleibt, dass deutsche Direktinvestitionen auch in vielen Fallen
positive Wirkungen auf die soziale und Skologische Situation in Zielldindern
haben, da im weltweiten Vergleich bei deutschen Unternehmen in vielen Fallen

relativ hohe Standards angesetzt werden (vgl. PwC 2009).

Der Hinweis von Unternehmen auf einen teilweise geringen Einfluss der
Exporteure ist mit Blick auf ihre Geschaftsinteressen nachvollziehbar und inso-
fern berechtigt, als die Durchfithrung desselben Geschafts durch ausléandische
Konkurrenten letztlich nicht zur Verbesserung der sozialen und 6kologischen
Situation in den Gastlandern fiihrt. Fiir die Frage der moglichen Beihilfe der
Bundesrepublik zu Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit Ex-
portgeschaften und Direktinvestitionen ist sie jedoch insofern nachrangig, als es
zundchst um die mogliche Beihilfe zu einer Rechtsverletzung seitens des Bun-
des durch die Forderung des Unternehmens geht. Schliefllich ist der Rechtsan-
spruch, der sich aus den internationalen Menschenrechtsverpflichtungen der
Bundesrepublik ableitet, unabhangig davon giiltig, ob andere Akteure ebenfalls
Beihilfe zu Menschenrechtsverletzungen leisten wiirden, auch wenn diese mog-
licherweise gravierender ausfallen konnten. Fiir eine Forderung des internatio-
nalen Menschenrechtsschutzes scheint es vielmehr gerade vor dem Hinter-
grund des globalen Wettbewerbs und der Gefahr des ,race to the bottom™ bei
sozial-06kologischen Standards unerldsslich, dass die Industrieldnder der OECD,
und hier insbesondere Deutschland als wichtiges Exportland, eine Fithrungsrol-
le beanspruchen und sich nicht der Komplizenschaft schuldig machen, wah-
rend sie gleichzeitig die Menschenrechte als zentralen Bestandteil internationa-
ler Politik definieren. Diplomatische Anstrengungen fiir eine Ausweitung so-
zialer und okologischer Standards und die Beachtung der Menschenrechte
durch Nicht-OECD-Staaten sind somit von ebenso grofier Bedeutung fiir die
Forderung des Schutzes vor Menschenrechtsverletzungen wie die progressive

und konsequente Achtung der Menschenrechte durch die OECD-Staaten selbst.

Die Herausforderung, die sich aus dem heute fehlenden level playing field er-

gibt, kann damit fiir die deutsche Regierung nicht mit einer inkohérenten Men-
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schenrechtspolitik durch die Forderung von Ausfuhrgeschéften ohne systema-
tische Verankerung der Menschenrechte als Querschnittsthema beantwortet

werden.

6.2 Zur besonderen Problematik von Dual Use Giitern

Eine besondere Problematik aus menschenrechtlicher Sicht ergibt sich dar-
iiber hinaus fiir die sogenannten , Dual Use Giiter”. Darunter werden solche
Giiter verstanden, die sowohl militdrisch wie zivil genutzt werden konnen.
Derartige Giiter werden nur bedingt durch die Genehmigungspflicht riistungs-
relevanter Giiter erfasst, da ein Dilemma in der vielfaltigen Moglichkeit des
Einsatzes einiger Giiter und Technologien besteht, wie das folgende Beispiel

aus dem Telekommunikationsbereich veranschaulicht.

Dual Use Giiter im Kommunikationssektor

Im Juni 2009 berichtete das Wall Street Journal (Rhoads/ Chao 2009), dass
Nokia Siemens Networks Uberwachungstechnologien an den Iran geliefert hat,
die durch die iranische Regierung zur Kontrolle der Opposition eingesetzt wer-

den (siehe auch Hartmann et al. 2009; Repinski 2009).

Die Lieferung soll bereits in der zweiten Jahreshalfte 2008 stattgefunden ha-
ben, der finanzielle Umfang wurde nicht bekannt. Laut Wall Street Journal ge-
hort zu dem Paket eine sogenannte Intelligence Platform, eine Software, die In-
formationen aus den verschiedensten Datensatzen und Quellen zusammenfiih-
ren kann. Damit kénnen auch Personlichkeitsprofile erstellt werden (Hartmann
et al. 2009). Mittels dieser Software soll es moglich sein, Muster z. B. aus Code-

worten oder Telefonnummern zu identifizieren.

Auf eine schriftliche Anfrage im Bundestag wurde durch das BMWi eine Be-
teiligung an derartigen Lieferungen durch den Bund dementiert (Deutscher
Bundestag 2009). Weder sei eine Ausfuhrgenehmigung fiir derartige Geschafte
erteilt worden, noch habe es eine Bundesdeckung in Form von Hermesbiirg-

schaften gegeben.
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Das Beispiel verdeutlicht das grundsdtzliche Dilemma: Viele der neuen
Informationstechnologien kénnen als Dual Use Giiter eingestuft werden, da sie
einerseits zur zivilen Kommunikation und Datenbearbeitung dienen und damit
auch einen Entwicklungswert fiir das Zielland haben konnen, andererseits aber
von diktatorischen Regimen zur Uberwachung und Kontrolle der Bevélkerung

oder der Opposition eingesetzt werden konnen.

Das Auflenwirtschaftsgesetz (AWG) und die entsprechende Aufsenwirt-
schaftsverordnung (AWYV, Stand 30.10.1993) regeln unter anderem, welche Aus-
fuhrgeschifte grundsatzlich oder unter bestimmten Voraussetzungen verboten
sind.* Genehmigungspflichtige Giiter diirfen ohne Vorlage einer Ausfuhrge-
nehmigung nicht durch die Auflenwirtschaftsforderung bearbeitet werden.
Hinsichtlich der warenbezogenen Ausfuhr umfassen verbotene bzw. genehmi-
gungspflichtige Waren vor allem die Riistungsindustrie (Waffen, Munition und
Kriegsmaterial). Neben Riistungsgiitern bediirfen auch Dual Use Giiter einer
gesonderten Ausfuhrgenehmigung. Das Exportkontrollrecht der EU ist 2005
iiber die riistungsrelevanten Dual Use Giiter hinaus auf Giiter mit menschen-
rechtsverachtendem Verwendungszweck erweitert worden (Scheibe et al.
2009).%5 Die entsprechende Verordnung (Nr.1236/2005, sogenannte ,Anti-
Folter-Verordnung”) ist vor dem Hintergrund des internationalen Rechtsrah-
mens zu sehen: So forderte z.B. die Menschenrechtskommission (heute Men-
schenrechtsrat) der VN in einer Resolution vom 25.04.2001 die Mitgliedsstaaten
der Organisation auf, geeignete Mafinahmen zur Unterbindung der Ausfuhr

solcher Giiter zu ergreifen.

3 Die nationalen Auflenwirtschaftsgesetze wurden durch das hoherrangige
EU-Auflenwirtschaftsrecht aufgelést und haben heute keine Bedeutung
mehr. Ausnahmen sind das Kriegswaffengesetz und Genehmigungsvorbehal-
te fiir Waren mit Dual-Use Charakter.

% Darunter fallen Giiter, die zur Vollstreckung der Todesstrafe, zu Folter oder
zu anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe verwendet werden konnen.
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Die Parallelitat von Gemeinschaftsrecht und nationalem Recht verdeutlicht,
dass die Exportkontrolle sich in einem Spannungsfeld von gemeinsamer Han-
delspolitik (EU Zustdndigkeit) und weitgehend nationaler Aufien- und Sicher-
heitspolitik befindet (Scheibe et al. 2009).

7. Handlungsempfehlungen an die deutsche
Politik

Der Ruggie-Prozess bestimmt derzeit auf internationaler Ebene die Weiter-
entwicklung des konzeptionellen und normativen Rahmens fiir die Ausgestal-
tung der Schutzpflicht der Staaten und der Verantwortung von Wirtschaftsun-
ternehmen fiir Menschenrechte. Die ECAs sollten diesen Prozess aktiv nutzen,
um die staatliche Schutzpflicht im Rahmen der Aufienwirtschaftsférderung zu
konkretisieren. Fiir die Bundesregierung bietet dieser Prozess die Moglichkeit,
das menschenrechtliche Profil der deutschen Politik zu schérfen und aktiv die

Schutzpflicht als Querschnittsaufgabe zu férdern.

Die Auflenwirtschaftsforderung stellt durch die aktive Beteiligung des Bun-
des an Unternehmensaktivitaten ein wichtiges Feld fiir eine konkrete Umset-
zung der staatlichen Verantwortung fiir die Forderung der Menschenrechte
dar. Im Folgenden werden aus der vorliegenden Bestandsaufnahme Hand-
lungsempfehlungen bezogen auf die Instrumente der Exportkredit- und Inves-

titionsgarantien abgeleitet.

7.1 Exportkreditgarantien

Wie die Bestandsaufnahme zeigt, stellt sich das Einflusspotenzial je nach Art
des geforderten Exportgeschifts sehr unterschiedlich dar. Die Moglichkeit der
Verankerung der Menschenrechte muss daher vor diesem Hintergrund diffe-

renziert werden.
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7.1.1 ,Klassische” Lieferungen und Leistungen

Fiir reine Lieferungen und Leistungen im Ausschreibungsgeschéft ergibt
sich haufig ein begrenztes Potenzial fiir umfangreiche Umwelt- und Sozialprii-
fungen, damit scheint in diesem Bereich auch eine umfassende Beriicksichti-
gung der Menschenrechte bei einzelnen Exporten bisher kaum praktisch um-
setzbar. Um die Moglichkeit von menschenrechtlich problematischen Export-
forderungen ausschliefen zu konnen, ist daher fiir diesen Bereich vor allem
eine restriktive Politik hinsichtlich der Festlegung férderungswiirdiger Geschaf-
te und Ziellander wichtig. Dies ist auch vor dem Hintergrund der beschriebe-
nen Problematik der Dual Use Giiter zu empfehlen. Wenn auch die Liste der
Dual Use Giiter regelméfiig aktualisiert und erweitert wird, so zeigt sich, dass
sie  kaum erschopfend sein kann. So scheint es iiber eine
genehmigungspflichtige Liste hinaus notwendig, potenzielle Konsequenzen fiir
die Menschenrechte vor dem Hintergrund des Ziellandes und der Exportware
starker bei der allgemeinen Definition der Forderungswiirdigkeit von
Exportgeschdften bzw. der Listen sensitiver Geschdfte und nicht

forderungsfahiger Lander zu beriicksichtigen.

Zu betonen ist jedoch auch das Potenzial langfristiger Entwicklungen und
Lerneffekte. So wiirde bereits eine Anderung der Begrifflichkeiten in den For-
derungskriterien von reinen Umweltanforderungen zu einer expliziten Beto-
nung der Menschenrechte das Potenzial einer Bewusstseinsschéarfung fiir die
Menschenrechte und ihren verbindlichen Charakter in sich tragen. Zu betonen
ist hierbei, dass auch die Entwicklung der heute standardméfiig durchgefiihrten
Umweltvertraglichkeitspriifungen einen jahrelangen Prozess der Bewusstseins-
und Normbildung beinhaltet hat. In Anbetracht des klaren Bekenntnisses zum
auflenpolitischen Ziel der Férderung der Menschenrechte erscheint es daher fiir
eine kohédrente Politik notwendig, die Menschenrechte als Bestandteil im An-

tragsverfahren zu etablieren.

Als erster Schritt wird somit empfohlen, eine explizite Bezugnahme zu den
Menschenrechten in das Antragsverfahren aufzunehmen. Dies sollte auch eine

ausdriickliche Formulierung der Erwartung des Bundes gegeniiber geforderten
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Unternehmen enthalten, der gebotenen Sorgfaltspflicht hinsichtlich der Respek-
tierung der Menschenrechte nachzukommen. Des Weiteren wird eine regelma-
Bige, kritische Uberpriifung der generellen Forderungswiirdigkeit von Geschéf-
ten empfohlen, vor allem im Hinblick auf die Definition ,sensibler Geschéfte”

sowie auch der Liste nicht forderungswiirdiger Lander.

Dartiber hinaus wére eine weitergehende Etablierung von menschenrechtli-
chen Kriterien in der Priifung von reinen Lieferungen und Leistungen im Ein-
zelfall sinnvoll und notwendig. So sollte die Beriicksichtigung der Menschen-

rechte mindestens dann iiber das oben Genannte hinausgehen, wenn

e Fille von Menschenrechtsverletzungen in dem Land bekannt sind. In-
formationsgrundlagen dafiir konnten Landerrisikoanalysen nach men-
schenrechtlichen Gesichtspunkten (z.B. vom danischen Menschen-
rechtsinstitut) und die Landerberichte von amnesty international oder
Human Rights Watch sein.

e die zu liefernden Gerdte die Moglichkeit einer missbrauchlichen Nut-
zung Offnen (z.B. Dual Use);

e der Projektkontext (z.B. Staudammprojekte oder Bergwerke im Tage-

bau) eine Beeintrachtigung der Menschenrechte zu Folge haben konnte.

Der Inhalt einer fiir diese Fille empfohlenen weitergehenden Verankerung
der Menschenrechte wird im Folgenden fiir den Bereich der Projektfinanzie-

rungen erldutert.

7.1.2 Projektfinanzierungen

Bei grofieren Projektfinanzierungen sollten weitergehende Schritte erfolgen.
Inhaltlich miisste eine solche Weiterentwicklung die Integration eines men-
schenrechtlichen Priifverfahrens enthalten. Vor dem Hintergrund der genann-
ten Beispiele fiir HRIA bzw. die Integration einer Menschenrechtsperspektive

in das Unternehmensmanagement sollten derartige Verfahren fiir umfangrei-
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chere Projekte als Bestandteil des Antragsverfahrens schrittweise etabliert wer-
den. Der Aufwand scheint hier in Anbetracht der Grélenordnung derartiger
Geschifte realisierbar und hinsichtlich des teilweise grofien Einflusses von Pro-

jekten geboten.

Die Rolle von Euler Hermes und PwC koénnte hierbei vor allem in der Be-
reitstellung von Informationen und Know-How und damit der aktiven Forde-
rung der responsibility to respect liegen. Die ausdriickliche Berticksichtigung und
,,Ubersetzung” fundamentaler Rechte, etwa in Form der von BLIHR entwickel-
ten , Essential Steps”, erscheint als wichtiger erster Schritt in diese Richtung

sinnvoll, der auch aktiv an Unternehmen kommuniziert werden sollte.

Ebenso wére es mittelfristig sinnvoll, auf Seiten der Mandatare Erfahrungen
mit HRIAs zu sammeln. Hier ware auch ein aktiver Austausch mit in diesem
Bereich fiihrenden Unternehmen denkbar, etwa mit BLIHR-
Mitgliedsunternehmen oder solchen, die bereits eine aktive Menschenrechtspo-
litik in ihr Management integrieren, ebenso der Austausch mit spezialisierten
Consulting-Unternehmen sowie Menschenrechtsinstituten. Aufbauend auf dem
Global Compact Pilot zu HRIA oder der BLIHR Menschenrechtsmatrix konnte
das Mandatarkonsortium somit Erfahrungen zu bestehenden Assessmentver-
fahren sammeln und den Bediirfnissen unterschiedlicher Exportgeschifte an-

passen.

Mittel- bis langfristig konnte dies vor allem auch mit dem Aufbau eigener
menschenrechtlicher Expertise verbunden werden, die fiir die Beurteilung der
Menschenrechtssituation im Priifverfahren genutzt werden koénnte. Auch ist
der Aufbau einer Menschenrechtsexpertise fiir die Entscheidungskompetenz

der IMA zentral.
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7.2 Investitionsgarantien

Anders als bei den Hermesbiirgschaften werden beantragte Investitionsga-
rantien nicht und bewilligte nur partiell verdffentlicht. Da Transparenz eine
wesentliche Voraussetzung fiir die Vermeidung von Menschenrechtsverletzun-
gen ist, sollte fiir Investitionsgarantien dieselbe Informationspolitik wie fiir die

Hermesbiirgschaften gelten.

Obwohl Deutschland die OECD Leitsdtze fiir multinationale Unternehmen
verabschiedet und sich verpflichtet hat, diese aktiv zu fordern, gibt es bei den
Investitionsgarantien nur den Verweis, dass das beantragende Unternehmen sie
zur Kenntnis nehmen sollte. Dementsprechend werden die Vorgaben aus den
OECD Leitsdtzen auch nicht dem Priifverfahren zugrunde gelegt. Hier sollte
die Einhaltung der Leitsdtze durch das Unternehmen zur Voraussetzung fiir die
Bewilligung von Projektantragen gemacht werden und entsprechende Kriterien

sollten in das Genehmigungsverfahren einfliefSen.

Eine wichtige Voraussetzung fiir die Genehmigung von Investitionsgaran-
tien ist ein Investitionsforder- und -schutzabkommen mit dem Zielland. Men-
schenrechte spielen in den BITs bisher nahezu keine Rolle. Zur Frage wie Men-
schenrechte in derartige Abkommen integriert werden konnen, so dass der
Bezugsrahmen fiir die Investitionsgarantien von vorneherein die Beachtung der
Menschrechte einschlieflen konnte, existieren verschiedene Vorschldage (Jacob
2010). Auch im Ruggie-Prozess spielt die Frage der Integration von Menschen-
rechten in internationale und bilaterale Investitionsvertrdage eine grofie Rolle
(vgl. z. B. Mann 2008). Die deutsche Regierung sollte priifen, wie dies sinnvoll

umzusetzen ist (vgl. hierzu Jacob 2010).

Die Durchfiihrung von HRIA bei groieren Direktinvestitionen scheint not-
wendig und durchfiihrbar, vergleichbar mit der oben genannten Empfehlung
fiir Exportkreditgarantien bei grofleren Projektfinanzierungen. Die Bereitstel-

lung von Informationen und Hilfestellungen fiir Unternehmen durch Euler




Christian Scheper und Heidi Feldt

Hermes und PwC wiére hier ein sinnvoller Schritt und scheint auch der Per-
spektive eines strategischen Risikomanagements von Unternehmen bei Investi-

tionen entgegen zu kommen.

7.3 Unabhingige Beschwerdeinstanzen

Um fiir die Instrumente der Auflenwirtschaftsfdrderung insgesamt die Mog-
lichkeit der Beschwerde fiir lokale Anspruchsgruppen sicherzustellen, scheint
die Einrichtung eines unabhidngigen Ombudsverfahrens sinnvoll. Diese Mog-
lichkeit konnte durch einen Erfahrungsaustausch mit den ECAs Japans und

Kanadas gepriift werden.

Wenn auch bereits jetzt fiir Investitionen die Moglichkeit der Beschwerde
iiber die Nationale Kontaktstelle fiir die OECD-Leitsatze moglich ist, so wird
die erfolgreiche Umsetzung iiber diesen Weg bisher zum Teil kritisch bewertet
(OECD Watch 2007: 5). Ruggie fordert, die Kontaktstellen hinsichtlich folgender
Kriterien zu {iiberpriifen: notwendige institutionelle Unabhéngigkeit; ausrei-
chende Ressourcen, um Beschwerden angemessen nachgehen zu konnen; au-
reichendes Training, um Mediationsprozesse erfolgreich gestalten zu konnen;
klare Zeitrahmen und Transparenz der Ergebnisse der Verfahren (vgl. Ruggie

2008).

Fiir Exportkreditgarantien konnte dariiber hinausgehend eine eigene unab-
héngige Beschwerdeinstanz eingerichtet werden, weil diese meist nicht unter
die OECD-Leitsdtze und damit die Zustandigkeit der Kontaktstellen fallen. So
ist ein generelles Problem der sozialen und 6kologischen Beurteilung der Au-
flenwirtschaftsforderung die grofie Vielfalt unterschiedlicher Projekte und das
damit verbundene Problem, dass eine liickenlose Standardisierung von Priif-
verfahren und Vergabekriterien bisher nicht existiert und auch kaum praktika-
bel erscheint. In Einzelfdllen gibt es immer wieder Entscheidungsspielraume

(vgl. etwa ECA Watch 2007). Daher ist die Existenz unabhéngiger, effektiver
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Beschwerdemdglichkeiten, die bei grofleren Projekten aktiv an lokale An-

spruchsgruppen kommuniziert werden, von hoher Relevanz.

7.4 Forderung eines level playing field iiber die OECD hinaus

Die Studie hat gezeigt, dass Anstrengungen fiir eine Ausweitung der OECD-
Standards in weitere Lander von zentraler Bedeutung sind. Neben diplomati-
schen Anstrengungen, vor allem im Rahmen der G8- und G20-Staaten, konnten
zundchst zwei Ansitze verfolgt werden. Einerseits sollte dem Bekenntnis zu
den OECD-Leitsdtzen durch Lander auflerhalb der OECD politisches Gewicht
beigemessen werden. Die Ausweitung der Zahl der Nicht-OECD-Lander, die
sich zu den Leitsdtzen bekennen, wiirde dazu beitragen, dass sich auch die
Regierungen dieser Linder zu den darin verankerten Standards und Mecha-
nismen verpflichten. Die Entwicklungen zeigen, dass die Zahl der Staaten, die
sich zu den Leitsdtzen bekennen, steigt. Die Institution sollte aktiv fiir den poli-

tischen Austausch mit Nicht-OECD-Landern genutzt werden.

Des Weiteren konnte sich auch das Forum der Participants Group to the Ar-
rangement on Officially Supported Export Credits durch die relativ grofie Reich-
weite und die Moglichkeit des zunéachst unverbindlichen Austauschs als geeig-
net erweisen, um aktiv die Ausweitung sozialer und 6kologischer Standards

auflerhalb der OECD-Lander voranzutreiben.
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